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Editorial

Angefangen von der Energiestrategie Österreich, über die Um-
setzungspartnerschaft  „Energieraumplanung“ des Österreichi-
schen Raumentwicklungskonzepts (ÖREK) 2011, mehreren neu 
entwickelten Planungstools bis hin zu zahlreichen Projekten aus 
nationalen und europäischen Programmen: „Energie und Raum-
entwicklung“ ist zweifellos ein zentrales Leitthema in der raum-
bezogenen Forschung der letzten Jahre. 
Grund genug, diesen eng verfl ochtenen Materien auch eine Aus-
gabe des „Öff entlichen Sektors“ zu widmen.
Im ersten Artikel beleuchtet Karin Tausz die Rolle der Elektromo-
bilität als Teil der Energiewende. Weit entfernt von Stereotypen 
in jede Richtung, z.B. dass der Umstieg auf Elektroautos allein 
genüge oder umgekehrt E-Mobilität (siedlungs-)strukturell gar 
nichts brächte, schildert Tausz diff erenziert die Puzzlesteine, die 
die Elektromobilität im Gesamtbild der Energiewende einneh-
men könnten (und sollten). Da geht es u.a. um erfolgreiche early 
markets, urbane Gesamtverkehrssysteme, soziale Sharingsysteme, 
multimodale Mobilitätsdienste, steuerliche Anreize und nicht zu-
letzt um die Koordination der politischen Ebenen, von der loka-
len bis zur europäischen.
Grazia Bonvissuto richtet ihren Blick auf einen bestimmten er-
neuerbaren Energieträger, nämlich die Biomasse. Am Beispiel 
Niederösterreichs berechnet sie in mehreren Szenarien die po-
tenziellen Auswirkungen der Biomasse-Ausbaupläne, die im „NÖ 
Energiefahrplan 2030“ festgehalten sind – und zwar hinsichtlich 
volkswirtschaft licher und ökologischer Eff ekte auf die Ressour-
ce Boden. Ihr überwiegend negativer Befund vermag zu überra-
schen: Nicht überall, wo „Klimaschutz“ draufsteht, ist dieser auch 
drin – denn im ungünstigen Fall kann bei der vermeintlichen 
Klimaschutzmaßnahme Biomasseanbau mehr Flora und Fauna 
zerstört werden als durch den Klimawandel selbst. 

Auch Viktoria Kretz führt in ihrem Artikel eine volkswirtschaft li-
che Bewertung von Ökosystemleistungen durch, jedoch im Kon-
text von energie- und fl ächeneffi  zienter Siedlungsentwicklung. Sie 
untersucht verschiedene Nachnutzungsalternativen für Brachfl ä-
chen und legt dar, weshalb eine Renaturierung von zentral gelege-
nen Flächen schlechtere Auswirkungen auf das Ökosystem haben 
kann als deren Bebauung. 
Einem klassischen Energieprojekt, nämlich einem geplanten 
Kraft werksbau in Graz widmet sich Andrea Klinglmair. Ihr An-
satz ist jedoch wenig traditionell: Sie befragt Haushalte nach ihren 
Präferenzen hinsichtlich verschiedener Planungsalternativen, die 
sich in ihrer Dimension, ihren Auswirkungen auf Umwelt, Er-
holungsnutzung und auf die monatliche Stromrechnung unter-
scheiden. Die Ergebnisse des ökonometrischen Modells erlauben 
klare Schlussfolgerungen darüber, was beachtet werden sollte, um 
politische Akzeptanz für ein Wasserkraft werkprojekt zu fi nden - 
erfreulicherweise entspricht dies auch den Varianten mit den ge-
ringsten Eingriff en in die Umwelt. 
Abschließend möchte ich auf einen Umstand hinweisen, der des-
wegen besonders erfreulich ist, weil er ohne redaktionelle Beein-
fl ussung zustande gekommen ist: Alle vier in diesem Heft  zu Wort 
kommenden Expertinnen sind weiblich, was gerade im Feld der 
traditionell männerdominierten (und überdurchschnittlich ent-
lohnten) Energiewirtschaft  doch bemerkt werden sollte.
In der Hoff nung, dass Sie auch 2014 zu den treuen Leser/innen 
des „Öff entlichen Sektors“ gehören, wünsche ich Ihnen erholsame 
(verbleibende) Feiertage und ein energiereiches neues Jahr!

Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald
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Elektromobilität als Teil der Energiewende
Karin Tausz

 Einleitung:  Elektromobilität als 
funktionierender Eckpfeiler der 
Energiewende
Wenn die Energiewende gelingen soll, so müssen Maßnah-
men für einen energieeffi  zienten Verkehr getroff en werden. 
Die EU hat als Ziel eine Reduktion der Treibhausgas1-Emis-
sionen von 60% bis 2050 gesetz t. Einige Studie gehen jedoch 
von einer Verdoppelung des globalen Fahrzeugbestandes 
bis 2030 aus (vgl. TAB 2012: 5). Zwei Eckpfeiler sind daher 
alternative Antriebstechnologien und ein verändertes Mobi-
litätsverhalten. Durch Elektromobilität sollen lokale Schad-
stoff - und Lärmemissionen gesenkt werden. Die dadurch 
reduzierten gesundheitlichen Risiken haben einen positiven 
Eff ekt auf volkswirtschaftliche Folgekosten. Hinsichtlich 
Ökobilanz ist der Energiemix ein entscheidender Faktor. 
Vergleiche potenzieller Umweltwirkungen in Deutschland 
etwa zeigen, dass heutige Elektrofahrzeuge unter Annahme 
des deutschen Netz strommix in der Klimabilanz ähnlich wie 
konventionelle Fahrzeuge einzuordnen sind, bei einem höhe-
ren regenerativen Stromanteil sieht die Bilanz allerdings bes-
ser aus (Buller, Hanselka 2013: 125). Bei 1 Mio. Elektrofahr-
zeugen im Jahr 2020 würde die nachgefragte Strommenge in 
Deutschland deutlich weniger als 2% des gesamten Angebots 
an Strom aus erneuerbaren Energien ausmachen und könn-
te den ökologischen Rucksack der THG-Emissionen bei der 
Herstellung der Elektrofahrzeuge bei relativ geringer Jahres-
fahrleistung schon ausgleichen (vgl. TAB 202: 9).
Eine Wende im Mobilitätssystem ist nicht nur aus Klima-
schutz gründen notwendig, sondern auch aufgrund steigen-
der Energiepreise, dem demografi scher Wandel und dem 
Ziel, ein effi  zientes, umweltfreundliches und gleichzeitig 
leistbares System zu bieten (vgl. BMVIT 2012). Relevante 
Zielsetz ungen fi nden sich auch im  Transport White Paper 
der EC (2011)2 und dem Strategischen Umsetz ungsplan zu 
Smart Cities (2013)3. Die Ziele, wie die Halbierung konventi-
onell betriebener Fahrzeuge bis 2020 bzw. deren Verbannung 
aus den Städten bis 2050, fußen auch auf der raschen Umset-
zung der Elektromobilität.

1  Im Folgenden: THG
2  htt p://ec.europa.eu/transport/themes/strategies/2011_white_pa-

per_en.htm. Stand: 24.7.2013
3  htt p://ec.europa.eu/eip/smartcities/fi les/sip_fi nal_en.pdf. Stand 

24.7.2013

Interministerieller Umsetz ungsplan 
Elektromobilität
Viele Faktoren sprechen für eine erfolgreiche Zukunft der 
Elektromobilität, wenngleich es keinen schnellen Durch-
bruch geben wird. Zudem sind die Erwartungen sehr hoch, 
neben Umwelt- und verkehrlichen Eff ekten sollen Elektro-
fahrzeuge langfristig im Zusammenspiel mit Smart Grids 
einen Beitrag zur Netz stabilisierung und Integration erneu-
erbarer Energie leisten. Eine politische Steuerung ist daher 
notwendig. Grundlage für die Aktivitäten, die in Österreich 
auf politischer Seite gesetz t werden, ist der Umsetz ungsplan 
Elektromobilität, der im Auftrag der Bundesregierung von 
den drei Bundesministerien BMLFUW, BMVIT und BMWFJ 
auf Basis eines breiten Konsultationsprozesses erarbeitet und 
2012 beschlossen wurde. Die beschlossenen Maßnahmen 
sind aufeinander abgestimmt und schaff en die notwendigen 
Rahmenbedingungen, um Elektromobilität im Alltag rascher 
erfahrbar zu machen und die damit verbundenen Chancen 
für Österreich bestmöglich zu nutz en (vgl. BMLFUW, BM-
VIT, BMWFJ: 2012). Elektromobilität wird als Querschnitt s-
materie der Innovationsfelder Verkehr, Umwelt und Energie 
betrachtet. Mehr als 60 Maßnahmen werden auf dieser Basis 
umgesetz t, die die Integration der Elektromobilität ins Ge-
samtverkehrssystem, das Energiesystem, die Ladeinfrastruk-
tur, ein intelligentes Anreizsystem, die Marktvorbereitung, 
Forschungs- und Innovationsförderung, Internationalisie-
rungsstrategien, Monitoring von Umwelteff ekten, Aus- und 
Weiterbildung sowie bewusstseinsbildende Maßnahmen 
umfassen. 
Elektromobilität hat viele Facett en, Fahrzeuge können im öf-
fentlichen Verkehr (E-Busse), als Nutz fahrzeuge, im Liefer-
verkehr, in Taxi- oder Sharingsystemen (E-Auto und E-Bike) 
und in der privaten Nutz ung eingesetz t werden. Die An-
schaff ungskosten von E-Autos sind im Vergleich mit konven-
tionell betriebenen Fahrzeugen noch hoch, der Kostenvorteil 
der E-Autos liegt im Betrieb, und kommt daher dann zum 
Tragen, wenn die Fahrzeuge viel bewegt werden. Sie eignen 
sich daher besonders für den Einsatz  in Taxi- und Carsha-
ringfl ott en (vgl. Buller, Hanselka 2013: 121).

Steuerung durch kombinierte 
Anreize
Politische Steuerung kann ansetz en bei der Förderung von 
Forschung und Entwicklung, bei steuerlichen Anreizen oder 
direkten Subventionen. Österreich verfolgt dabei nicht nur 
das Ziel, das Energie- und das Verkehrssystem effi  zient und 
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umweltschonend miteinander zu verknüpfen sondern auch 
das Ziel durch die Förderung von Innovation und Produkti-
on von Komponenten Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
potenziale für österreichische Unternehmen zu sichern. 
Österreich fördert Elektromobilität durch langfristige For-
schungs- und Förderprogramme, Initiativen und große De-
monstrationsprojekte und entspricht damit auch den Forde-
rungen der Europäischen Kommission, in Forschung und 
Innovation zu investieren. Die Realität zeigt jedoch, dass 
die Implementierung weitere Anreize und Unterstütz ung in 
den Phasen der Marktvorbereitung und Markteinführung 
erfordert. Insbesondere im Punkt der (öff entlichen) Ladeinf-
rastruktur gibt es eine intensive Debatt e. Staatliche Interven-
tionen, speziell direkte Förderungen, werden durch das Auf-
treten von Marktversagen gerechtfertigt, d.h. wenn ein Ziel 
bzw. eine Aufgabe vom privaten Sektor nicht oder nur we-
sentlich schlechter erledigt werden kann. Ein effi  zientes Ver-
kehrsangebot setz t das Funktionieren der Marktmechanismen 
voraus. Der Staat greift ein, wenn es Wett bewerbsprobleme 
gibt oder die gesellschaftlich oder gesamtwirtschaftlich ge-
wünschten Leistungen nicht durch freie Marktmechanismen 
erbracht werden, und hat dafür unterschiedliche Steuerungs-
möglichkeiten, wie Abbildung 1 zeigt.
Ob Marktversagen vorliegt, wird anhand der Frage der Ef-
fi zienz, der Allokation und der Verteilungswirkung bzw. 
dem Fehlen oder der Instabilität des Marktgleichgewichts 
beurteilt. Für die Elektromobilität werden mehrere Argu-
mente als Marktversagen herangezogen, wie positive und 
negative externe Eff ekte, fehlende Standardisierung, und 
eine Learning-by-doing Dynamik. Hohes gesellschaftliches 
Interesse besteht an der Elektromobilität, da sie einen Bei-
trag zum Schutz  des öff entlichen Gutes der Gesundheit, zu 
reduzierten CO2 Emissionen, zur Stabilisierung des Klimas 
und durch die größere Unabhängigkeit von fossilen Energie-
trägern zur Energiesicherung leistet. Das Effi  zienzkriterium 

wird angeführt, da andere Nutz er bzw. Produzenten vom 
positiven externen Eff ekt der geringeren Umweltbelastung 
genauso profi tieren und nicht ausgeschlossen werden kön-
nen (vgl. Perez et al 2013).
Viele Länder weltweit setz en unterschiedliche marktvorbe-
reitende Impulse für die Durchsetz ung von Elektromobilität 
und gewähren fi nanzielle Unterstütz ungen und steuerliche 
Vorteile, es haben jedoch nur wenige Länder das tatsächliche 
Potenzial Leitanbieter bzw. Leitmarkt dafür zu werden. Fi-
nanzielle ex-ante Anreize, wie Investitionsförderungen und 
eine Befreiung von der Mehrwertsteuer verändern die Preise 
und die Investitionskosten, die zuerst aufgewendet müssen, 
bevor der materielle und immaterielle Nutz en gezogen wer-
den kann, etwa beim Kauf eines Elektroautos, und dem Nut-
zen des Vorteils aus den niedrigeren Betriebskosten. Sie ha-
ben einen Einkommenseff ekt und einen Substitutionseff ekt, 
deren Ausmaß durch die direkte Preiselastizität, die Kreuz-
preiselastizität und die Einkommenselastizität der Nachfrage 
bestimmt wird (vgl. UVEK 2008: 16). Der Anschaff ungspreis 
hat bei Fahrzeugtechnologien mit geringerem Marktanteil 
eine hohe Bedeutung, und damit bei alternativ betriebenen 
Fahrzeugen, d.h. dass Konsumenten bei der Wahl des alter-
nativ betriebenen Fahrzeugs wesentlich preissensitiver sind 
als bei einem konventionell betriebenen Fahrzeug. Die fl ä-
chendeckende Einführung alternativ betriebener Fahrzeu-
ge zeichnet sich somit durch eine hohe Preiselastizität aus, 
die durch einen geringen Marktanteil verstärkt wird. (vgl. 
Prunkl 2010: 15f). Für die Entscheidung des Käufers müs-
sen nicht nur Informationen über die Investitionen, sondern 
auch die künftigen Einsparungen (Total Cost of Ownership) 
bekannt sein. Unsicherheiten bestehen über die Geschwin-
digkeit der Weiterentwicklung der Technologie und über die 
Preisentwicklung (vgl. UVEK 2008: 19), was insbesondere 
den Wiederverkaufswert von E-Fahrzeugen betriff t. Kauf-
prämien werden etwa in Frankreich, Italien, Großbritannien 

Quelle: Puwein (2005): 7 

Abb. 1. Verkehrspolitische Ziele und Instrumente
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oder den USA gewährt. Österreich befreit Elektroautos von 
der Normverbrauchsabgabe und motorbezogenen Versi-
cherungssteuer, es gibt Ankaufszuschüsse für Betriebe und 
Kommunen seitens des Lebensministeriums bzw. Klima und 
Energiefonds4, und unter speziellen Bedingungen (Ökostrom 
im Händlermix, Behaltefristen) zusätz liche Anreize in eini-
gen Bundesländern für Private und/oder Kommunen und 
Betriebe (Bsp. OÖ5, Salzburg und Wien). Steuerliche Erlässe 
(Zulassungs- und/oder Mehrwertsteuer) gibt es bspw. in Dä-
nemark, Griechenland und den Niederlanden. 
Kaufentscheidungen werden jedoch nicht nur aus wirtschaft-
licher Perspektive sondern auch aufgrund immaterieller Mo-
tive getroff en, wie Umweltfreundlichkeit der Technologie, 
First-Mover-Motive, Anreize durch Vorteile wie Nutz ung 
von Busspuren etc., daher müssen ebenso nicht-monetäre 
Anreize gesetz t werden. Zudem birgt ein alleiniger mone-
tärer Anreiz, der nicht mit anderen Maßnahmen verbunden 
wird oder zu hoch angesetz t wird, die Gefahr einen Markt 
künstlich in ein Hoch zu versetz en, der nach Beendigung 
der Förderung zusammenbricht. Zu hohe Stütz ungen des 
Ankaufspreises reduzieren zudem den Anreiz billiger zu 
produzieren. Information und Beratung kann einen entschei-
denden Einfl uss auf Investitionsentscheidungen haben und 
die Informationskosten für die Nutz erInnen senken. Persön-
licher Erfahrungsgewinn und Sichtbarkeit von E-Mobilität 
im Alltag wirkt unterstütz end. Unterschiedliche nicht-mo-
netäre Anreize könnten z.B. auf der Basis eines nationalen 
Fahrzeugklassifi zierungssystems, das mit der Vergabe eines 
entsprechenden Labels verbunden ist, gesetz t werden. Die 
Klassifi zierung muss jedoch aussagekräftig, transparent und 
einfach verständlich sein, und darf nicht einzelne Modelle 
bevorzugen, sondern kann sich etwa technologieneutral an 
den CO2-Emissionen orientieren. Investitionen in Netz werke, 
Organisationen und Prozesse, die den Austausch von Daten 
und Know-how zwischen den Akteuren und zwischen den 
Ländern erleichtern, stellen sicher, dass Erkenntnisse über 
das Funktionieren von E-Mobilität unter unterschiedlichen 
Bedingungen gewonnen und Barrieren rasch erkannt werden 
können. 
Als Beispiel für einen funktionierenden „early market“ kann 
Norwegen genannt werden. 2013 gibt es bereits rund 16000 
registrierte Elektrofahrzeuge in Norwegen, im September 
war der meistverkaufte Marke der Tesla, im Oktober der Nis-
san Leaf. Elektrofahrzeuge machten 8,6 % aller verkauften 
Fahrzeuge im September 2013 aus, 7,2% im Oktober 2013. 
In Planung ist der Ausbau eines nationalen Schnelladenetz -
werks. Zudem ist der Anteil der Wasserkraft im norwegi-
schen Energiemix bei 98 % und bietet damit auch energie-
seitig ideale Voraussetz ungen. Das Anreizsystem soll gemäß 
einem Agreement des Parlaments noch nach 2018 gelten, um 
dieses Marktpotenzial voll auszuschöpfen, den Nutz en für 
die Umwelt zu halten und Teil eines größeren europäischen 
Marktes sein zu können. Haushaltsbefragungen zeigen, 
dass sich die Nutz er für ein Elektrofahrzeug entscheiden, 
weil es sich praktisch im Alltag nutz en lässt und fi nanzielle 

4 URL:htt p://www.umweltfoerderung.at/kpc/de/home/umweltfr-
derung/fr_betriebe/verkehr_und_mobilitt /fahrzeuge_mit_alter-
nativem_antrieb_und_elektromobilitt /. Stand 10.11.2013

5 URL: htt p://www.fairenergy.at/fair_energy/page/4278934084924
25309_801763916202848014_944420512597104952,de.html. Stand 
10.11.2013

Ersparnisse bringt, und das Argument der Umweltfreund-
lichkeit in den Hintergrund tritt  (vgl. Haugneland/Kvisle 
2013). Allerdings ist der Nutz en deshalb so groß, weil es ein 
umfangreiches Anreizsystem gibt, wie die Ausnahme von 
der Umsatz steuer und Importabgabe, freies Parken, Befrei-
ung von Fähr- und Mautgebühren, Nutz en von Busspuren, 
Förderung der Ladeinfrastruktur etc., wobei diese Anreize 
nicht für Hybride gelten. Begonnen wurde mit den ersten 
Anreizen bereits 2003, und im November wurde im norwe-
gischen Parlament beschlossen, das Anreizsystem noch zu 
verstärken und die Umsatz steuer auch im Fall von Leasing 
für reine Elektrofahrzeuge (BEV) und Batt erien zu erlassen. 
Damit sollen vor allem Gemeinden ermuntert werden, mehr 
Elektrofahrzeuge in ihre eigenen Flott en aufzunehmen. In 
Oslo gibt es rund 700 kommunale Normalladestationen und 
13 Schnellladestationen, insgesamt gibt es rund 1000 in der 
Region, jährlich werden etwa 200 neue Ladestationen errich-
tet. Rund 3500 Elektroautos gibt es in Oslo, nahezu 8000 in 
der Region Oslo/Akershus. In der Innenstadt Oslos soll als 
Ziel die Hälfte des Parkraums für Elektrofahrzeuge reserviert 
werden. Die eigene Flott e der Stadt soll 2015 und die Taxis 
sollen bis 2020 emissionsfrei fahren. Norwegen ist damit ein 
Paradebeispiel, wie staatliche und kommunale Maßnahmen 
in einer Gesamtstrategie erfolgreich verknüpft werden kön-
nen. Allerdings wirft der Erfolg nun die Frage auf, wie lange 
Anreize, wie etwa das Nutz en der Busspuren noch aufrecht 
erhalten werden sollen, da dies in manchen Stadtt eilen be-
reits zu Problemen führt. 
Jedwede Subvention muss durch Steuern wieder eingenom-
men werden, wodurch sich der Einkommenseff ekt wieder 
verkleinert, der Substitutionseff ekt jedoch bestehen bleibt. 
Generell ist bei Förderungen immer zu überlegen, wer (z.B. 
ein bestimmter Anbieter oder Industriezweig) von einer Un-
terstütz ung am meisten profi tiert, daher gibt es keine eindeu-
tige Lösung, die einfach übertragbar ist.
Während effi  zientere Batt erietechnologien und Fahrzeugent-
wicklungen zu einer größeren Reichweite und reduzierten 
Kosten beitragen und damit mitt elfristig die Anschaff ungs-
kosten kein ausschlaggebendes Kriterium mehr sein werden, 
ist die Tragfähigkeit eines Geschäftsmodells für die öff ent-
liche Ladeinfrastruktur noch off en. Die Frage nach Subven-
tionen steht also auch bei der Ladeinfrastruktur im Raum. 
Ladeinfrastruktur gibt es im privaten Bereich bzw. am Ar-
beitsplatz , semi-öff entlich (z.B. bei Einkaufszentren), und im 
öff entlichen Bereich. Pilotprojekte und Datenerhebungen in 
verschiedenen Ländern zeigen, dass überwiegend zuhau-
se oder am Arbeitsplatz  geladen wird und die vorhandene 
öff entliche Ladeinfrastruktur kaum genutz t wird, insbeson-
dere in ländlichen Gebieten (vgl. TAB 2012). Es ist fraglich, 
ob es ein selbstt ragendes Geschäftsmodell aufgrund der sehr 
hohen Investitionskosten und erwarteten niedrigen Nut-
zungsfrequenz für öffentliche Ladeinfrastruktur überhaupt 
gibt. Bevor der Staat interveniert und solche Subventionen 
vergibt, muss daher zuerst die Frage geklärt werden, ob und 
in welchem Ausmaß bzw. für welche Anwendungsfelder die 
Errichtung öff entlicher Ladeinfrastruktur überhaupt Sinn 
macht.
Die Ergebnisse aus vorliegenden Projekten und Studien wei-
sen darauf hin, dass die öff entliche Ladeinfrastruktur nur 
eine untergeordnete Rolle spielt, als Sicherheitsnetz , vor-
wiegend wird zu Hause bzw. am Arbeitsplatz  geladen. (Vgl. 
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TAB 2012: 14; TU Wien et al 2012). Studien gehen derzeit 
mehrheitlich von einem privaten Ladepunkt pro E-Fahrzeug 
aus (vgl. TU-Wien et al 2012; TU-Wien et al 2011). Für zusätz -
liche Normal- oder beschleunigte Ladung (am Arbeitsplatz , 
Parkgarage, Park & Ride, Einkaufszentren, Mobilitätsknoten-
punkte) kann ein Faktor von 0,1 bis 0,2 abgeleitet werden, 
sodass sich ein maximaler Faktor von 1:1,1 bis 1:1,2 für pri-
vate und halb-öff entliche Ladepunkte pro Fahrzeug ergibt. 
Die Änderung des Mobilitätsverhaltens, d.h. dass nicht sämt-
liche Wege mit dem E-Fahrzeug zurückgelegt werden, ist 
dabei bereits berücksichtigt. Damit sich die Errichtung, die 
mit hohen Investitionskosten verbunden ist, und der Betrieb 
wirtschaftlich rechnen, müssen entsprechende Ladeleistun-
gen an kWh abgerufen werden. Investitionskosten in (halb-) 
öffentliche Ladeinfrastruktur können über den Stromverkauf 
alleine nicht erwirtschaftet werden. Sie ist nur dann rentabel, 
wenn sie als Teil eines anderen Service bzw. eines Servicepa-
kets angeboten wird.

Die Lösung des    
„Henne-Ei-Problems“ zwischen 
Ladeinfrastruktur und Fahrzeugen
Dem zeitlichen Zusammenspiel von verfügbaren Fahrzeu-
gen am Markt und notwendiger Ladeinfrastruktur widmet 
sich eine aktuell in Erarbeitung befi ndliche Richtlinie der 
Europäischen Kommission (vgl. EC 2013). Das Regelungs-
motiv ist die fehlende Interoperabilität der im Unionsgebiet 
zur Anwendung gelangenden Ladeinfrastrukturen für al-
ternative Kraftstoff e, nicht zuletz t wegen fehlender harmo-
nisierter Normen und der daraus resultierenden fehlenden 
Bereitschaft in Infrastruktur bzw. Fahrzeuge zu investieren. 
Durch die Richtlinie, die nicht nur Elektromobilität, sondern 
auch Wasserstoff , CNG und LNG6 (im Straßen- und Schiff s-
verkehr) erfasst, sollen die einzelnen Mitgliedsstaaten einen 
Strategierahmen für spezifische Infrastrukturfördermaßnah-
men zur Entwicklung des Marktes für alternative Kraftstof-
fe entwickeln und vorlegen. Um das Vertrauen und damit 
die Nachfrage zu stärken, soll ein ausreichendes Ladeinfra-
strukturnetz  geschaff en werden, das als back-up dient, mit 
einheitlichen technischen Spezifi kationen und gemeinsamen 
Standards. Die Harmonisierung soll die Interoperabilität 
und damit grenzüberschreitendes Laden sicherstellen. Da 
manche Länder bereits hohe Investitionen in ein dichtes na-
tionales Ladenetz  getätigt haben und es einen entsprechend 
Kundenstock gibt, wie etwa in UK und Estland, bezieht sich 
die Harmonisierung nur auf künftige Errichtungen. Damit 
wird die Position Europas gegenüber Asien und USA für 
die Entwicklung globaler Standards gestärkt. Hauptz iele 
sind somit die Herstellung eines ausreichenden und intero-
perablen Grundangebotes an Lade- und Betankungsausrüs-
tung, und die Reduktion der Investitionsunsicherheit, um 
die abwartende Haltung aller Marktt eilnehmer zu ändern. 
Welche Maßnahmen die Mitgliedsstaaten tatsächlich setz en, 
um diese Ziele zu erreichen, bleibt ihnen überlassen, genannt 
werden im Entwurf rechtliche Maßnahmen (z.B. Bauvor-
schriften, Baugenehmigungen für Parkplatz e, Zertifi zierung 
der Umweltfreundlichkeit von Unternehmen, Tankstellen-

6  Erdgas (Compressed Natural Gas, Liquefi ed Natural Gas)

Konzessionen), politische Maßnahmen (wie z.B. Kaufanreize, 
steuerliche Anreize, öff entliche Beschaff ung, nichtfi nanzielle 
Nachfrageanreize), die Förderung von Verbreitung und Pro-
duktion, Investitionen in Forschung und Entwicklung, und 
die Festlegung nationaler Ziele sowie jährlicher Ziele für die 
Verbreitung alternativer Kraftstoff e und der entsprechenden 
Infrastruktur. Diese nationalen Pläne sollen mehrjährig an-
gelegt werden (mitt elfristig, mindestens 2020), damit Konti-
nuität EU-weit sichergestellt und gleichzeitig sichtbar wird, 
wie die Maßnahmen der einzelnen Länder aufeinander abge-
stimmt werden können.

Wertschöpfungsimpulse durch 
Elektromobilität
Neben den positiven Umweltauswirkungen werden volks-
wirtschaftliche Wachstumsimpulse der Elektromobilität als 
Argument für Förderungen angeführt. Diese sind jedoch nur 
sehr schwer abschätz bar (TAB 2012: 15). In Automobilherstel-
lerländern spielt besonders die Erhaltung der Wett bewerbs-
fähigkeit eine Rolle, was jedoch auch als Gegenargument im 
Einigungsprozess der EU-Mitgliedsstaaten auf langfristig 
verbindliche CO2-Obergrenzen nach 2020 angeführt wird. 
Die Automobilhersteller weltweit widmen sich der Entwick-
lung von E-Fahrzeugen in Serie, und zwar zunehmend in al-
len Klassen, nicht nur in der Kleinwagenklasse. Mit der Elek-
trifi zierung wird es auf jeder Stufe der Wertschöpfungskett e 
zu maßgeblichen Veränderungen kommen, Zulieferbetriebe, 
wie die Unternehmen in der österreichischen Automotive In-
dustry, müssen sich auf einen Systemwechsel einstellen und 
an neue Technologien anknüpfen können. Elektromobilität 
zeigt deutlich auf, wie wichtig es ist, das Denken „in Silos“ 
aufzugeben, da es zu völlig neuen Kooperationen kommt, 
zwischen Fahrzeugindustrie, Energieversorgern, Mobil-
funkanbietern, Internetdiensten und Mobilitätsserviceanbie-
tern. 
In den nächsten 20 Jahren werden Schätz ungen zufolge 
100.000 bis 150.000 neue Arbeitsplätz e in der europäischen 
Automobilindustrie mit Fokus Elektromobilität möglich. Vo-
raussetz ung ist die verstärkte Investition in Produktionsanla-
gen.7 Elektromobilität kann bis 2030 zu einer Steigerung der 
in der österreichischen automotiven Produktion direkt anfal-
lenden Wertschöpfung und Beschäftigung von über 70% füh-
ren. Das direkte Wertschöpfungspotential durch Elektromo-
bilität beträgt ca. 1,2 Mrd. Euro im Jahr 2030, dies resultiert 
in einem Beschäftigungspotential von 14.800 Vollzeitbeschäf-
tigten. Werden die Potentiale Österreichs im Hinblick auf 
Kompetenz und Marktstellung bestmöglich genütz t, liegt das 
elektromobilitätsinduzierte Beschäftigungspotential im Jahr 
2030 bei 23.800 Vollzeitbeschäftigten (vgl. BMWFJ 2011). Mit-
telfristig kann es zu einer Bereinigung von Überkapazitäten 
kommen, wovon kleine und mitt lere Zulieferer betroff en wä-
ren. Voraussetz ung für die Ausschöpfung sämtlicher mit der 
Einführung neuer Technologien und Verfahren verbundenen 
Potentiale ist die rechtz eitige Verfügbarkeit von qualifi zier-

7  Pressemeldung vom 5.4.2013 der Universität Duisburg-Essen 
(UDE) zu einer im Auftrag der EU erstellten Studie zum Beschäf-
tigungspotenzial htt p://www.uni-due.de/de/presse/meldung.
php?id=7972. Stand: 15.6.2013
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ten Fachkräften. Kompetente Fachkräfte werden nicht nur in 
der Herstellung, Reparatur und Wartung von E-Fahrzeugen 
benötigt, Elektromobilität ist ein Disziplinen übergreifendes 
Thema. Bedarf besteht vor allem in den Bereichen Mikro-
elektronik / Leistungselektronik, Elektrotechnik, Software/
IT, Chemie/Batt erietechnik, Kunststoff technik, Mikrosys-
temtechnik, Thermomanagement und Batt erietechnologie, 
Brennstoff zellenentwicklung, Leichtbau und Verkehrstele-
matik (vgl. bmvit 2012a). Das erfordert eine Vernetz ung für 
gemeinsame Ausbildungsinitiativen auf überbetrieblichen 
Platt formen unter Einbeziehung von Branchen, die nicht un-
mitt elbar mit der Fahrzeugindustrie verbunden sind und die 
Entwicklung entsprechender Qualifi zierungskonzepte.

Elektromobilität im urbanen 
Gesamtverkehrssystem
Die Implementierung der Elektromobilität und die in der 
Richtlinie genannten Vorschläge können nicht über staatli-
che Aktivitäten allein gesteuert werden, da viele notwendi-
ge Maßnahmen und Anreize nicht die Gestaltungsebene des 
Bundes berühren, aber die Gestaltungsebene und die ver-
kehrspolitischen Zielsetz ungen der Städte und Länder (Sub-
sidiaritätsprinzip). Urbane Agglomerationsräume und damit 
PendlerInnen sind ein Hauptanwendungsfeld für Elektro-
mobilität. Um E-Mobilität erfolgreich integrieren zu können, 
müssen erste Überlegungen bereits in die kommunale Raum- 
und Verkehrsplanung einfl ießen. Konkrete rechtliche Vor-
gaben, die eine Behandlung des Themas „Elektromobilität“ 
als Teil der örtlichen Raumplanung fordern, gibt es bisher in 
keinem Bundesland. Lediglich die Verordnung zum burgenlän-
dischen Landesentwicklungsprogramm 2011 stellt fest: „Nach-
haltige Verkehrsmitt el, intelligente Mobilitätsformen und kli-
mafreundliche Verkehrssysteme (z. B. die Elektromobilität) 
sind bevorzugt zu entwickeln“. In den Raumordnungsge-
setz en werden für die örtliche Raumplanung grundlegende 
Aussagen zur angestrebten Verkehrs- und Siedlungsentwick-
lung gefordert. Die örtlichen Entwicklungskonzepte enthal-
ten als umfassende lokale Strategiedokumente häufi g nicht 
nur Aussagen zu den räumlichen Entwicklungsvorstel-
lungen der Städte und Gemeinden, sondern können auch 
Schwerpunkte auf einzelne Sachthemen legen. Detaillierte 
verkehrliche Überlegungen und Planungen sind Teil der 
Konzepte, können jedoch in ein eigenes Sachdokument aus-
gelagert werden. Ziele zur Elektromobilität sollten in dieses 
Dokument eingehen und mit anderen darin festgehaltenen 
Zielen, z. B. zur Siedlungsentwicklung, abgestimmt werden. 
Darüber hinaus können in den Hauptinstrumenten der ört-
lichen Raumplanung, dem Flächenwidmungsplan und dem 
Bebauungsplan, nur wenige Maßnahmen zur Förderung der 
Elektromobilität direkt verankert werden. In allen Bundes-
ländern gibt es jedoch die Möglichkeit, Flächen für Anlagen, 
die öff entlichen Zwecken dienen, zu sichern, in dem sie als 
so genannte „Vorbehaltsfl ächen“ ausgewiesen werden. (z. B. 
§ 37 Abs. 1 StROG). Auch Standorte für öff entliche Abstell-
fl ächen, wie z. B. an multimodalen Verkehrsknotenpunkten, 
können als im öff entlichen Interesse stehend defi niert und 
daher mit diesem Instrument gesichert werden. Signalwir-
kung hat die Entwicklung von Beispielquartieren, die spezielle 
Infrastrukturen für Elektromobilität bieten. Die Bereitstel-

lung solcher Angebote kann etwa in den Erläuterungen zum 
Bebauungsplan angeregt, jedoch nicht verpfl ichtend festge-
legt werden. Verbindliche Vorgaben für Bauträger sind nicht 
auf hoheitlicher Basis, sondern lediglich im Rahmen privat-
rechtlicher Vereinbarungen möglich. Häufi g enthalten loka-
le Verkehrskonzepte einen Ziel- und Maßnahmenkatalog, der 
nach den verschiedenen Verkehrsträgern gegliedert ist. Soll 
Elektromobilität ein Bestandteil des Verkehrssystems in der 
Gemeinde werden, muss sie hier berücksichtigt werden. Die 
Umweltwirkung der Elektromobilität hängt wesentlich von 
den zur Stromerzeugung genutz ten Ressourcen ab, daher 
besteht ein direkter Zusammenhang mit nachhaltigen Ener-
giestrategien bzw. lokalen und regionalen Energiekonzepten 
(vgl. Austriatech 2013: 24f)
Mobilität spielt eine entscheidende Rolle für die wirtschaft-
liche, soziale, ökologische und kulturelle Entwicklung einer 
Stadt bzw. Stadtregion. Urbane Mobilitätssysteme müssen 
der steigenden Anzahl an Nutz erInnen gewachsen und trotz -
dem leistbar sein. Elektromobilität kann ein wesentliches 
Element eines nachhaltigen Gesamtverkehrssystems sein, ist 
jedoch nicht nur technologisch zu integrieren. Ein fl ächen-
deckender Ansatz  in der Implementierung der Ladeinfra-
struktur ist beispielsweise wenig sinnvoll, wenn nicht auch 
gleichzeitig eine Änderung des Mobilitätsverhaltens erreicht 
werden soll. Verändertes Mobilitätsverhalten ist neben der 
technologischen Innovation, d.h. Design und Funktionalität 
von Fahrzeug und Infrastruktur, ein wichtiger Hauptt reiber 
für die Elektromobilität (vgl. ZAHW 2013: 93). Es muss daher 
gleichermaßen überlegt werden, wie der Anteil von zu Fuß 
gehen, Fahrradfahren und der öff entliche Verkehr am Modal 
Split erhöht werden kann, und wie diese Modi optimal mit-
einander vernetz t werden können. Gemeinden müssen diese 
Ziele in ihrer Stadt- und Verkehrsplanung, insbesondere in 
der Gestaltung des öff entlichen Raumes und in der Koopera-
tion mit ihren Umlandgemeinden berücksichtigen. 
Der Trend zu einer Kultur des Teilens und zur Selbstorgani-
sation, der in Form von Gemeinschaftsgärten, Co-Working 
Spaces, Sharingsystemen für Fahrräder und Autos, und 
dem Teilen von privaten Parkplätz en sichtbar wird, kann 
von Städten genutz t werden, um diese Ziele zu erreichen. 
Solche Sharingmodelle sind ein Ausdruck für den Wunsch 
nach mehr Teilhabe und leisten einen Beitrag zu einer „De-
mokratisierung“ der städtischen Infrastrukturen und Servi-
ces. Formen des Teilens in der Mobilität können durch Stadt-
raumgestaltung, zusätz liche Services oder Anreize, wie der 
Reservierung von Parkraum oder reduzierten Parkgebühren, 
integrierten Mobilitätsservices bei neuen Wohnprojekten, 
sowie durch rechtliche Erleichterungen für soziale Sharing-
initiativen unterstütz t werden. In Städten wird daher nicht 
der Kauf von privaten E-Autos unterstütz t, da sich dadurch 
Probleme des Verkehrs und des Parkraums nicht lösen las-
sen. Insbesondere Städte, die Probleme mit der durch Ver-
kehr verursachten Umweltbelastung und mit Staus haben, 
unterstütz en Sharingsysteme, wie z.B. Mailand oder Paris. 
Das Ziel ist der Einsatz  von E-Fahrzeugen in Flott en. E-Taxi-
Flott en soll es etwa in Barcelona ab 2014 mit 300 E-Fahrzeu-
gen geben, e-carsharing Systeme gibt es bspw. in Paris, Lyon 
und Bordeaux, und in Salzburg. In Österreich gibt es eine 
Förderung für gezielte Umsetz ungsprojekte von e-Taxi oder 
e-carsharing Flott en in Städten, sofern diese in das Gesamt-
verkehrskonzept und Mobilitätssystem einer Stadt integriert 



Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector     Vol. 39 (4) 201310

K. Tausz

werden.8 Für diese Anwendungsfelder kann öff entliche Lad-
einfrastruktur Teil des Geschäftsmodells sein.

Elektromobilität: von der 
Infrastruktur zum Service
Nicht nur in der E-Mobilität entstehen neue Mobilitätsser-
vices und Geschäftsmodelle, die zudem eine alternative An-
wendung angesichts des derzeit noch hohen Ankaufspreises 
von E-Autos bieten, wie Leasingmodelle, e-Carsharing und 
andere Services. Nutz ergerechte Mobilitätsservices gewin-
nen generell an Bedeutung, wie multimodale Mobilitäts-
dienste, E-Mobilitätsdienste, Verkehrsmanagement-Dienste, 
Reservierungs-, Buchungs- und Bezahlsysteme. Neben der 
Schaff ung der Infrastruktur und technologischen Innovation 
müssen neue Kooperations- und Betreibermodelle entwi-
ckelt werden, die nebeneinander bestehen können und bei 
der die öff entliche Hand und Verkehrsbetreiber unterschied-
liche Rollen einnehmen werden. Bund, Länder und Stadtre-
gionen werden sich in Zukunft stärker abstimmen müssen, 
indem gemeinsame Ziele und Strategien defi niert, jedoch 
unterschiedliche Lösungen für spezifi sche Stadtregionen ent-
wickelt werden. Smart Cities bauen auf einem hohen Grad 
der Einbindung der StadtbewohnerInnen und neue Formen 
der Kooperation auf, Nutz erInnen können an Entwicklungs-
prozessen von Mobilitätsservices beteiligt werden. Techno-
logische Entwicklungen müssen mit sozialen Innovationen 
einhergehen. 

Schlussfolgerung und Fazit
Die Hauptbarrieren für E-Mobilität, wie die Verfügbarkeit 
von Fahrzeugen und der Ladeinfrastruktur sind beinahe ge-
löst, die Standardisierung wird vorangetrieben, und zumin-
dest in den Ländern mit einem hohen Anteil an erneuerbaren 
Energien in ihrem Energiemix ist die Voraussetz ung ideal. 
Weltweit gibt es Forschungs- und Umsetz ungsprojekte und 
Industrieinitiativen. E-Mobilität ist damit auf dem Weg von 
einer Nischentechnologie zu einem breiten Marktprodukt. 
Steuerliche Anreize, die Investitionen fördern und Marktbar-
rieren reduzieren zusammen mit anderen nicht-monetären 
Anreizen unterstütz en diese Überleitung. Maßnahmen für 
die Ausbildung qualifi zierter Arbeitskräfte und Bewusst-
seinskampagnen spielen eine wichtige Rolle. Wichtig ist 
die Entwicklung von selbstt ragenden Geschäftsmodellen, 
die auch dann funktionieren, wenn die Förderungen und 
Anreize, die derzeit noch notwendig sind, nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Dafür muss E-Mobilität nicht nur als in-
frastrukturelle Aufgabe, sondern als Service und als Teil des 
Gesamtsystems betrachtet werden. Der Wandel von fossilen 
Treibstoff en hin zu Elektromobilität ist ein Veränderungs-
prozess, der nur durch eine Mehrebenenkoordination gelin-
gen kann, mit deren Hilfe abgestimmte Aktivitäten auf Ebene 
der Kommunen, Länder, Staaten und der EU Barrieren ab-

8  Ausschreibung E-Mobilität für Alle: Urbane E-Mobili-
tät. htt p://www.klimafonds.gv.at/foerderungen/aktuelle-
foerderungen/2013/e-mobilitaet-fuer-alle-urbane-elektromobili-
taet/. Stand 6.11.2013

gebaut und die Überleitung von der Marktvorbereitung in 
die Marktdurchdringungsphase konsequent verfolgt werden 
können. Einzelne Maßnahmen sollten zumindest für einen 
Zeitraum von 4-5 Jahren angesetz t werden, um Kontinuität 
zu gewährleisten. Der Policy-Mix muss in den jeweiligen 
Ländern unterschiedlich gewählt werden, in jedem Fall muss 
er jedoch konsistent und konsequent verfolgt werden. 
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Biomasse als erneuerbarer Energieträger und
seine volkswirtschaft lichen Auswirkungen
auf die natürliche Ressource Boden -
am Beispiel der Umsetzung der Zielsetzungen 
des „NÖ Energiefahrplans 2030“

Grazia Bonvissuto

 1.  Einleitung
Die fossilen Ressourcen für die Energiegewinnung werden 
immer knapper und die mit ihrer Nutz ung verbundenen 
Auswirkungen auf unsere Umwelt steigen gravierend an, 
welche nachweisbar Mitverursacher bzw. Beschleuniger des 
Klimawandels sind. Um diesen Entwicklungen auf regiona-
ler Ebene entgegenzuwirken, hat das Land Niederösterreich 
im Jahr 2010 den „NÖ Energiefahrplan 2030“ veröff entlicht. 
Es werden darin Zielsetz ungen zur Reduktion des Energie-
verbrauchs, zur Steigerung der Energieeffi  zienz und zum 
vermehrten Einsatz  erneuerbarer Energieträger festgelegt.
Die durch die Umsetz ung dieser Ziele erhoff te ‚Energierevo-
lution‘, hat jedoch vor allem im Bereich der geplanten Aus-
weitung des Biomasseanbaus zur energetischen Nutz ung 
auch ihre Tücken; der Anbau von Energiepfl anzen ist mit 
einem hohen Flächenverbrauch verbunden. In weiterer Folge 
kommt es, verstärkt durch das fortwährende Bevölkerungs-
wachstum, zu Flächennutz ungskonfl ikten mit der Nahrungs-
mitt el- und Werkstoff produktion sowie dem Naturschutz . 
Folglich besteht ein enormer Nutz ungsdruck auf der natür-
lichen Ressource Boden.
Nicht nur die beschriebene Problematik, sondern auch die 
Tatsache, dass die erneuerbaren Energieträger in letz ter Zeit 
aus ökologischer Sicht unter großer Kritik standen, bilden 
den Ausgangspunkt dieser Arbeit. Der Schwerpunkt liegt 
dabei darin die Ziele des „NÖ Energiefahrplan 2030“ im Be-
reich des Biomasseanbaus zur energetischen Nutz ung auf 
seine volkswirtschaftlichen Eff ekte mithilfe einer Nutz en-
Kosten-Analyse zu untersuchen. Im Vordergrund steht in-
folge die Veranschaulichung des Wertes des Teilökosystems 
Boden und somit die Verdeutlichung der Problematik der 
nicht endlos zur Verfügung stehenden natürlichen Ressource 
Boden und der wachsenden Ansprüche an diese. Deswegen 
ist es zu allererst notwendig, die Besonderheiten des Um-
weltguts Boden herauszuarbeiten. Anschließend werden die 
unterschiedlichen Biomassesorten vor allem auf ihre ökolo-
gischen Auswirkungen untersucht, mithilfe derer schließlich 
die Nutz en-Kosten-Analyse durchgeführt werden kann.

Die dieser Arbeit zugrundeliegenden Forschungsfragen lau-
ten daher wie folgt:

1. Welche volkswirtschaftlichen Auswirkungen 
bringt der Ausbau der Biomassenutz ung zur Ge-
winnung erneuerbarer Energie mit sich, wenn die 
Ökosystemleistungen des Bodens entlohnt/mone-
tarisiert werden würden?

2. Wie können diese zusätz lichen Kosten vermieden 
und eine sozialverträgliche, ökonomisch und öko-
logisch akzeptable Energiegewinnung aus Biomas-
se gewährleistet werden?

2.  Boden als Träger von Biodiversität

  2.1.  Das Teilökosystem Boden und seine Leis-
tungen
Böden bilden die Lebensgrundlage für Lebensgemeinschaf-
ten aus Pfl anzen, Tieren und Mikroorganismen (=Biozönose), 
wobei wiederum die Entstehung von Böden sehr eng an das 
Leben auf der Erde gebunden ist. Ergänzt durch ein Zusam-
menspiel mit der bodennahen Luftschicht wird der Lebens-
raum (=Biotop) vervollständigt und somit alle Funktionen 
eines Ökosystems erfüllt (Scheff er et al., 2010, S. 3f).
Innerhalb der Ökosysteme werden durch die Wechselbezie-
hungen zwischen Lebensraum und den Lebensgemeinschaf-
ten ‚Leistungen‘ erbracht, die zur Produktion von ‚Gütern‘ 
führen. Diese Leistungen und Güter bringen auch für die 
Menschen einen erheblichen Nutz en mit sich (siehe Abbil-
dung 1).
Das „Millennium Ecosystem Assessment“ (MA) hat verschie-
dene Funktionsgruppen von Ökosystemen defi niert, denen 
die Leistungen und Güter von Ökosystemen zugeteilt wer-
den können, wobei eine eindeutige Trennung der einzelnen 
Funktionen nicht immer gegeben ist. Die Ökosystemleis-
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tungen werden dabei als direkte und indirekte Beiträge des 
Ökosystems auf das menschliche Wohl defi niert (De Groot et 
al., 2010, S. 19). Diese vier Kategorien lauten wie folgt (MA, 
2005a, S. 40; Europäische Kommission, 2009, S. 2):

 Provisioning Service: Leistungen für das menschli-
che Überleben,

 Regulating Service: grundlegende ökologische Pro-
zesse zur Erhaltung der Lebensgrundlage aller Le-
bewesen,

 Cultural Service: Beiträge zur Befriedigung intellek-
tueller und emotionaler menschlicher Bedürfnisse,

 Supporting Service: Basis aller anderen Ökosystem-
funktionen.

Derzeit werden die meisten  Ökosystemleistungen, sowohl 
mengen- als auch wertmäßig betrachtet, als gegeben ange-
nommen und unentgeltlich konsumiert und tragen somit 
zum menschlichen Wohlergehen bei (Getz ner, 2011, S. 14). 
Für die Bereitstellung von Ökosystemleistungen muss jedoch 
gewährleistet sein, dass die Funktion der Böden erhalten 
bleibt. Ein besonderer Indikator für die Funktionsfähigkeit 
von Böden ist das Vorhandensein von Biodiversität.

 2.2.  Zusammenspiel zwischen Ökosystemen, 
Biodiversität und der menschlichen Wohlfahrt

 2.2.1.  Einfl uss der Biodiversität auf die Bereitstellung von 
Ökosystemleistungen
Der Begriff  Biodiversität umfasst die Vielfalt des Lebens. 
Darunter fallen neben der Artenvielfalt auch die Vielfalt 
an Ökosystemen sowie die Vielfalt an Genen (Biologische 
Vielfalt, 2011, online nach CBD, 1992, Art. 2). Aus dieser 
Defi nition lässt sich bereits ableiten, dass die Biodiversität 

in enger Beziehung zu Ökosystemen steht. Sie sind durch 
sogenannte Wechselwirkungen untrennbar miteinander 
verbunden. Denn einerseits bilden die Ökosysteme die 
Grundlage für das Vorkommen biologischer Vielfalt und an-
dererseits ermöglicht die Biodiversität die Produktion von 
Ökosystemdienstleistungen (Ökosystem Erde, 2012, online). 
Folglich sind es nicht nur die Leistungen der Ökosysteme, 
sondern auch die Biodiversität, die die Lebensgrundlage für 
unsere Gesellschaft bilden (Hansjürgens et al., 2012, S. 3).
Laut Weigel et al. (2007) ist die Frage, welche Wichtigkeit die 
Vielfalt der Organismen für die Funktion von Ökosystemen 
hat, d.h. wie sich Biodiversität und die Ökosystemfunktionen 
gegenseitig beeinfl ussen, noch nicht eindeutig geklärt. Die 
Autoren dieser Studie haben daher Hypothesen erarbeitet, 
die besagen, dass Artenreichtum nicht ausschließlich posi-
tive Eff ekte für das Ökosystem mit sich bringen muss und 
dass artenarme Systeme nicht unbedingt schlecht sein müs-
sen (Weigel et al., 2007, S. 43). Zusammenfassend kann den-
noch festgehalten werden, dass bei Veränderungen der Bio-
diversität oder der Ökosystemleistungen in jedem Fall mit 
Auswirkungen zu rechnen ist, diese können sich allerdings 
in ihrer Intensität und ihrem Vorzeichen unterscheiden. Mit 
Sicherheit kann jedoch davon ausgegangen werden, dass – 
zumindest aus anthropozentrischer Sicht – die biologische 
Vielfalt als erhaltenswürdig gilt.

    2.2.2.  Beziehungssystem zwischen Biodiversität, Ökosys-
temleistungen und der menschlichen Wohlfahrt
Das menschliche Wohlergehen ist grundsätz lich vom Zu-
stand der Ökosysteme der Erde abhängig. Denn diese erbrin-
gen lebensnotwendige Leistungen, wie beispielsweise die 
Bereitstellung von Nahrungsmitt eln und Wasser sowie die 
Klimaregulierung und das Angebot an Freizeitmöglichkei-
ten (MA, 2005a, S. 49). Diese Abhängigkeit gilt wie bereits 
erwähnt auch für das Teilökosystem Boden.

Quelle: Scheff er et al., 2010, S. 3.

Abb. 1. Stellung und Funktion von Böden in der Ökosphäre
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Zur Untersuchung des genauen Zusammenhangs zwischen 
den Ökosystemfunktionen und dem menschlichen Wohler-
gehen wird dieses als Verbindung folgender fünf Elemente 
defi niert: Grundlegende materielle Bedürfnisse für ein gutes 
Leben, Gesundheit, stabiles soziales Beziehungsgefüge, Si-
cherheit sowie die Wahl- und Handlungsfreiheit (MA, 2005a, 
S. 50). Diese Bestandteile des Wohlergehens sind wieder-
um in gewisse Faktoren unterteilt, deren Ausprägung aus-
schlaggebend für die positive oder negative Beurteilung der 
menschlichen Wohlfahrt ist.
Grundannahme ist das Vorhandensein von Biodiversität zur 
Erbringung von Ökosystemleistungen, die ihrerseits in Be-
ziehung zu den Faktoren des menschlichen Wohlergehens 
stehen. Durch eine veränderte Biodiversität bzw. durch den 
Wegfall oder Zunahme an Ökosystemleistungen verändert 
sich somit auch die menschliche Wohlfahrt. Eine Änderung 
des menschlichen Wohlbefi ndens führt schließlich über di-
rekte oder indirekte Wege wiederum zu Veränderungen der 
Zusammensetz ung der Biodiversität und in weiterer Folge zu 
Auswirkungen auf die Bereitstellung von Ökosystemleistun-
gen (siehe Abbildung 2). Die Einfl ussfaktoren auf das Bezie-
hungssystem lassen sich allerdings nicht nur in direkt oder 
indirekt, sondern auch hinsichtlich ihrer räumlichen und 
zeitlichen Ausprägungen unterscheiden. (MA, 2005b, S. 58).

  3.  Biomasse als erneuerbarer 
Energieträger

  3.1.  Nutz ungsmöglichkeiten, Flächenbedarf 
und Flächennutz ungskonfl ikte
Es handelt sich bei Biomasse um Pfl anzen und Pfl anzen-
bestandteile, die als vielseitige Energieträger, sowohl zur 
Wärmeerzeugung, als auch als Treibstoff  oder zur Strompro-
duktion herangezogen und dafür in festem, fl üssigem oder 
gasförmigem Zustand genutz t werden können. Zu einem 
weiteren Vorteil der Biomasse zählen die gute Lagerfähigkeit 
und die daraus resultierende räumliche und zeitliche Fle-
xibilität. Trotz  der zahlreichen Vorzüge kann die Annahme 
wissenschaftlich nicht unterstütz t werden, dass die energe-
tische Nutz ung von Biomasse die fossilen Rohstoff e ersetz en 
und die Treibhausgaseff ekte eigenständig eindämmen wird 
(Faulstich et al., 2008, S. 172) und zwar aus Gründen der vor-
handenen konkurrierenden Nutz ungen und der noch beste-
henden hohen Importe von Biomasse zur Energieerzeugung.
Im Bereich der Wärmeerzeugung hat Biomasse in Form 
der natürlichen Ressource Holz einen traditionellen Hinter-

                     Quelle: MA, 2005b, S. VII.

Abb. 2. Einfl uss der Änderungsfaktoren auf die Wechselbeziehungen zwischen Ökosystem-
leistungen, Biodiversität und dem menschlichen Wohlergehen
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grund. Weitere Formen energetischer Nutz ung von Biomasse 
spielte bis jetz t nur eine untergeordnete Rolle, haben aber in 
den letz ten Jahren durch die gekoppelte Strom- und Wär-
meerzeugung und der Beimischung von Biotreibstoff en zu 
Benzin und Diesel an Bedeutung gewonnen (Amt der NÖ 
Landesregierung, 2010a, S. 20; e-control, 2009, online). Infol-
gedessen kommt es zu einem steigenden Bedarf an zusätz -
licher Fermentationsbiomasse (Fermentation = alkoholische 
Gärung), der einen vermehrten Anbau von Energiepfl anzen 
und einen Anstieg in der Verwertung von Grünschnitt  mit 
sich bringt (DRL, 2006, S. 58).
Zur Energiegewinnung mitt els Biomasse sind große Flächen 
notwendig, da die angebauten Energiepfl anzen meist nur 
über eine sehr geringe räumliche Energiedichte verfügen 
(DRL, 2006, S. 58). Während bei Windkraftanlagen 5,7 ha und 
bei Photovoltaik-Anlagen sogar 4,4 ha Fläche ausreichend 
wäre, würden für den Betrieb einer Biogasanlage zur Pro-
duktion von 1 GWh an Endenergie bereits 102 ha benötigt 
(Bosch et al., 2011, S. 116). Allerdings gibt es auch Möglich-
keiten der Biomassenutz ung, die in dem Sinne keine zusätz -
lichen Flächen in Anspruch nehmen, da sie Abfallprodukte 
(z.B. Schnitt gut aus der Landschaftspfl ege) zur Energiege-
winnung nutz en. Der Output an gewonnener Energie pro 
Hektar ist bei der Nutz ung von Abfallprodukten zwar eher 
gering, dennoch kann diese Form der Energiegewinnung so-
wohl aus ökonomischer, als auch ökologischer Sicht als sinn-
voll erachtet werden.
Aufgrund der aufgezeigten Unterschiede der Erträge pro 
Hektar und der damit gewonnenen Energie, hat man schließ-
lich im Laufe der Zeit erkannt, dass es nicht nur die ‚gute‘ 
erneuerbare Energie gibt, sondern ähnlich wie bei den 
‚schlechten‘ fossilen und nuklearen Energiegewinnungs-
möglichkeiten zeitweise ebenfalls mit zusätz lichen Kosten 
gerechnet werden muss. Zu diesen Kosten zählen neben den 
ökonomischen Investitionen zur Bereitstellung der Anlagen 
die „Opportunitätskosten1 bei der Landnutz ung einschließlich des 
Naturschutz es“ (DRL, 2006, S. 36).
Die große Herausforderung beim Ausbau der energetischen 
Nutz ung von Biomasse liegt folglich in der optimalen Nut-
zung der knappen Flächenressourcen. Dabei gilt es sich aller-
dings nicht nur zwischen den einzelnen Biomasseanbauarten 
zur energetischen Nutz ung zu entscheiden, sondern auch 
eine optimale Verteilung zwischen der energetischen und der 
stoffl  ichen Nutz ung von Biomasse (z.B. als Holzwerkstoff  für 
die Spanplatt en oder Papierindustrie) zu fi nden. Zukunfts-
erwartungen verschiedenster Branchen treff en auf einer be-
grenzten Anbaufl äche aufeinander. Derzeit steht dabei neben 
der Lebensmitt elproduktion die Gewinnung von Wärme, 
Strom und Kraftstoff  im Vordergrund, um die energiepoliti-
schen Ziele auf nationaler und internationaler Ebene erfüllen 
zu können und dadurch dem Klimawandel entgegenzuwir-
ken und den Naturschutz  auszubauen (Faulstich et al., 2008, 
S. 172). Die Umsetz ung des Ausbaus des Biomasseanbaus ist 

1  Opportunitätskosten kommen sowohl in der VWL als auch in der BWL 
vor und bezeichnen in beiden Fällen entgangene Erlöse/Nutz en. An-
ders ausgedrückt handelt es sich um Kosten, die dadurch entstehen, 
dass Möglichkeiten zur Nutz ung von Ressourcen nicht wahrgenom-
men oder vollkommen ausgeschöpft wurden. Die Opportunitätskosten 
sind auch unter den Begriff en der Alternativkosten, der Verzichtskosten 
oder der Schatt enpreise bekannt. (Gabler Wirtschaftslexikon, 2013, 
online; Marketinglexikon, 2013, online)

folglich eine schwierige Aufgabe, die von zahlreichen Aspek-
ten abhängig ist und nicht von Grund auf als positiv bezeich-
net werden kann. Für eine nachhaltige Biomassenutz ung gilt 
es daher die erneuerbaren Energieträger aus ökologischer 
und ökonomischer Sichtweise zu bewerten und die Auswir-
kungen abzuwägen.

  3.2.  Ökologische und ökonomische Auswirkun-
gen des Biomasseanbaus
Wie aus den obenstehenden Ausführungen hervorgeht hat 
sich die Annahme von DER guten erneuerbaren Energie 
nicht immer bewahrheitet. Somit sind mit der energetischen 
Nutz ung von Biomasse nicht ausschließlich positive Aus-
wirkungen auf die ökologischen Gegebenheiten verbunden. 
Unterstütz t wird diese Aussage mithilfe der Ergebnisse der 
ökologischen Analyse in Tabelle 1. Dabei wurden die ökolo-
gischen Wirkungen des Biomasseanbaus mit den in der eu-
ropäischen Bodenschutz strategie festgelegten Bodengefähr-
dungspotentialen in Beziehung gesetz t.
Mithilfe der ökologischen Analyse wird ersichtlich, dass die 
Ausweitung des Biomasseanbaus vor allem auf jenen Flächen 
statt fi ndet, welche derzeit der landwirtschaftlichen Produkti-
on dienen. Weiters zeigt die ökologische Analyse, dass neben 
der Anbauweise der Biomasse vor allem die vorangehende 
Nutz ung das Ausmaß der Beeinträchtigung der Bodenfunk-
tion bestimmt. Bei der Umsetz ung des Ausbaus des Biomas-
seanbaus liegt daher eine bedeutende Aufgabe darin, die 
ermitt elten Risiken und Chancen abzuwägen, um sich der 
vorhandenen natürlichen Nutz ungsgrenzen sowie dem Kon-
fl iktpotential in land- und forstwirtschaftlichen Ökosyste-
men bewusst zu werden, um abschließend zu einer standort-
gerechten Bewirtschaftung zu gelangen (Rode et al., 2005, S. 
156). Neben den Umweltwirkungen durch den Wechsel zur 
Energielandwirtschaft spielen auch ökonomische Aspekte 
eine bedeutende Rolle, die in weiterer Folge kurz erläutert 
werden.
Im Rahmen der ökonomischen Analyse der energetischen 
Biomassenutz ung kann man einerseits zwischen einer be-
triebswirtschaftlichen und andererseits einer volkswirt-
schaftlichen Betrachtungsweise unterscheiden. Die betriebs-
wirtschaftliche Situation von Anlagen zur Erzeugung von 
Strom, Wärme und Kraftstoff  aus Biomasse wird im Rahmen 
dieser Arbeit außer Acht gelassen und das Augenmerk auf 
die volkswirtschaftlichen Eff ekte des Biomasseanbaus gelegt.
In den derzeit bekannten Studien zur Ermitt lung gesamt-
wirtschaftlicher Folgen stehen die Entwicklung der Beschäf-
tigungssituation und das Brutt oinlandsprodukt im Mitt el-
punkt der Untersuchungen. Folglich werden ökologische 
Kosten und Nutz eff ekte nicht berücksichtigt. Eine Verbesse-
rung der landschaftlichen Gegebenheiten, die zu verkürzten 
Wegen und somit geringeren Reisekosten im Rahmen der 
Freizeitgestaltung führen oder eine veränderte Wasserquali-
tät, die einen geringeren oder vermehrten Zukauf von Trink-
wasser mit sich bringt, spielen folglich in den bisherigen 
volkswirtschaftlichen Analysen keine Rollen. Für die in die-
ser Arbeit durchzuführende Analyse zur gesamtwirtschaftli-
chen Bewertung des Biomasseanbaus gilt es allerdings, eben 
genau den letz tgenannten Aspekten eine besondere Stellung 
zukommen zu lassen. Zum besseren Verständnis wird den-
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noch ein kurzer Überblick über die bisher innerhalb von 
volkswirtschaftlichen Analysen herangezogenen Indikatoren 
und deren Auswirkungen gegeben.
Die Ergebnisse mehrerer Studien zeigen einen anfänglichen 
Anstieg der Beschäftigung durch direkte Investitionen in den 
Anlagenbau und dessen Betrieb. In weiterer Folge entsteht 
eine zusätz liche Nachfrage nach Gütern anderer Wirtschafts-
sektoren, woraus sich indirekte Beschäftigungseff ekte ablei-
ten. Neue Arbeitsplätz e werden sich allerdings hauptsächlich 
auf den Wirtschaftsbereich der erneuerbaren Energien und 
deren Zulieferunternehmen beschränken. Mit einer Stärkung 
der regionalen Wertschöpfung durch den Ausbau der Bio-
massenutz ung können darüber hinaus vor allem ländliche 
Regionen rechnen (Lehr et al., 2012, S. 5,7).

Gegen diese Ergebnisse spricht die Tatsache, dass es sich bei 
den Investitionen nur um verlagerte Investitionen handelt, 
die ansonsten für die konventionelle Strom- und Wärme-
produktion verwendet worden wären; auch ist anzuführen, 
dass anfangs höhere Kosten für Strom und Wärme für die 
Verbraucher entstehen und damit ein Ausgabenrückgang für 
andere Güter verursacht wird (siehe Abbildung 3) (Lehr et 
al., 2012, S. 5,7). Eine positive Entwicklung der Nutz ung er-
neuerbarer Energien ist darüber hinaus auf die politischen 
Rahmenbedingungen und die Förderung angewiesen. An-
sonsten wären die neuen Anlagen ökonomisch (aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht) nicht tragbar (Lehr et al., 2012, S. 7).
Die positiven Aspekte, die bisher im Rahmen ökonomischer 
Analysen eines erweiterten Anbaus von Biomasse ermitt elt 
wurden, sind jedoch zeitlich begrenzt (z.B. nur für den Zeit-

Tabelle 1. Veränderung der Bodengefährdungspotentiale bei Anbau ausgewählten Biomas-
searten zur Energiegewinnung gegenüber land- oder forstwirtschaft licher Nutzung

Quelle: Eigene Darstellung, 2012.

1 Falscher oder zu häufi ger Düngemitteleinsatz bedingt einen Verlust an organischen Substanzen.
2 Zu hoher Einsatz von Pfl anzenschutz- und Düngemittel führen zu Bodenverunreinigungen.

+ Verringerung des Gefährdungspotentials
~ gleichbleibende bis mäßige negative Veränderung des Gefährdungspotentials
- Verstärkung des Gefährdungspotentials

Ursprungsnutzung:
          Ackerfl ächen
          Waldfl ächen
          Grünlandfl ächen
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raum des Baus einer neuen Biogasanlage, eines neuen Heiz-
kraftwerkes). Davon profi tieren kann vor allem der ländli-
che Raum. Mit der neuen Nutz ungsform der Biomasse wird 
ein neues Produkt und somit ein neuer Absatz markt für die 
Land- und Forstwirtschaft geschaff en, der wiederum in en-
ger Verbindung mit der Erhaltung und Pfl ege von Kultur-
landschaften steht (DRL, 2006, S. 34).

   4.  Ökonomische Bewertung der 
Ökosystemleistungen des Bodens
Umweltgüter, wie auch die natürliche Ressource Boden eines 
ist, haben am Markt eine besondere Stellung. Es wird daher 
für notwendig angesehen, kurz die speziellen Charakteristi-
ka von Umweltgütern zu erläutern. Hauptt hema dieses Kapi-
tels ist allerdings das Aufzeigen der Möglichkeiten, Ökosys-
temleistungen ökonomisch zu bewerten.
Bei einer Bewertung dieser Art muss allerdings immer be-
rücksichtigt werden, dass der Natur auf keinen Fall einfach 
so ein Preisschild aufgedrückt werden kann. Dies ist auch der 
Grund dafür, dass es nicht möglich ist, von einem Gesamt-
wert der Natur zu sprechen, sondern im Rahmen einer öko-
nomischen Bewertung der Schwerpunkt auf der Ermitt lung 
der Veränderung der Qualität der Natur bei verschiedenen 
Nutz ungen liegt (Hansjürgens et al., 2012, S. 3).

 4.1.  Boden als ökonomisches Gut
Man unterscheidet grundsätz lich zwischen vier Arten von 
Wirtschaftsgütern (Private Güter, Clubgüter, Allmendegüter 
und Öff entliche Güter), die sich hinsichtlich ihrer Rivalität 
und ihrer Ausschließbarkeit im Konsum unterscheiden las-
sen. Eine besondere Stellung nehmen dabei die öff entlichen 

Güter ein, da sie in ihrer reinen Form in der Realität nur sehr 
schwer aufzufi nden sind. Darüber hinaus sind sie aufgrund 
des Fehlens eines Marktes sehr stark anfällig für Marktversa-
gen und benötigen deshalb oftmals ein Eingreifen des Staates 
(Weimann, 2006, S. 133).
Der Boden als Grundfl äche an sich ist ein privates Gut und 
ist deswegen gekennzeichnet durch eine Rivalität sowie eine 
Ausschließbarkeit im Konsum. Der Preis wird daher auf dem 
Markt durch Nachfrage und Angebot gebildet und ist in 
seiner Bildung im Bezug zum Gut Boden vor allem von der 
Nutz ungsmöglichkeiten (Bauland, Landwirtschaftsfl äche 
oder Verkehrsfl äche) abhängig. Aus dem Bodenpreis kann 
schließlich der Nutz wert für die Bevölkerung bzw. der Wert 
als produktive Ressource für Unternehmen abgelesen wer-
den.
Unter der Betrachtung des Bodens, besser gesagt seiner Öko-
systemleistungen, als Umweltgut ist dieser wie alle ande-
ren Umweltgüter und somit die Gesamtheit der Natur und 
Landschaft allerdings als öff entliches Gut zu bezeichnen. Öf-
fentliche Güter kennzeichnen sich anders als das private Gut 
durch ihre freie Zugänglichkeit (Nicht-Ausschließbarkeit) 
sowie durch ihre Nicht-Beeinträchtigung Anderer in ihren 
Nutz ungsmöglichkeiten (fehlende Konkurrenz) (Kantelhardt 
et al., 2010, S. 20). Diese genannten Charakteristika sind Ur-
sache dafür, dass es keinen bzw. nur einen eingeschränkten 
Markt für diese Güter gibt. Die öff entlichen Güter und damit 
auch die Umweltgüter verfügen deswegen auch über kei-
nen Marktpreis, das heißt folglich ist ihr Nutz en nicht ohne 
weiteres bekannt (Kantelhardt et al., 2010, S. 20f). Der Staat 
übernimmt daher die Aufgabe der Bereitstellung dieser Gü-
ter, was in weiterer Folge dazu führt, dass die öff entlichen 
Güter bzw. die Umweltgüter übernutz t werden und deren 
Qualitätszustand somit vermindert wird. Darüber hinaus 
besteht keine Motivation, die Güter wieder in ihren Ur-
sprungszustand zurückzuführen oder deren Qualität sogar 

* Die Substitutions- und Budgeteff ekte enthalten nicht nur unmittelbare Reaktionen, sondern inkludieren auch 
die alternative Mittelverwendung.

Quelle: Lehr et al, 2012, S. 5 nach BMU, 2006.

Abb. 3. Methodische Übersicht der Beschäft igungseff ekte der erneuerbaren Energien
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zu verbessern, denn Übernutz ungen und andere Eingriff e in 
die Umweltqualität werden nicht geahndet (Umweltgesamt-
rechnung, 2012a, online).
Ein weiteres besonderes Charakteristikum des Umweltguts 
Boden ist die Nicht-Vermehrbarkeit. Die oberste Grundregel 
im Umgang mit der Ressource Boden ist daher die Vermei-
dung von Nutz ungskonfl ikten und die Verteilung der Nut-
zungsinteressen so, dass man schließlich von einer effi  zien-
ten Verwendung der Ressourcen und Güter sprechen kann. 
Jedes einzelnen Individuum kann weiters dazu beitragen die 
Opportunitätskosten gering zu halten, indem er durch sein 
Handeln den Nutz en, den aus der Verwendung einer gewis-
sen Ressource gewinnt, maximiert (Meyerhoff , 1998, S. 20f).
Beim Umweltgut Boden handelt es sich jedoch um ein öff ent-
liches Gut, weshalb der Nutz en bzw. der Wert des Bodens für 
die einzelnen Individuen unbekannt ist. Hier kommt die Mo-
netarisierung der Ökosystemleistungen des Bodens ins Spiel, 
wobei nicht die Bewertung an sich im Vordergrund steht, 
sondern die Ermitt lung der Präferenzen der Individuen be-
züglich des Erhalts der Bodenfunktionen (Meyerhoff , 1998, 
S. 22). Welche verschiedenen Möglichkeiten und Ansätz e es 
zur ökonomischen Bewertung der Ökosystemleistungen des 
Bodens tatsächlich gibt, wird nachfolgend kurz erläutert.

    4.2.  Bewertungsmethoden von Ökosystemleis-
tungen
Man unterscheidet zwei Arten ökonomischer Bewertungs-
methoden: einerseits jene, die sich auf Nachfragekurven stüt-
zen, andererseits diejenigen, die nicht auf Nachfragekurven 
zurückgreifen können (siehe Abbildung 4). Letz tere sind 
auch unter dem Begriff  der Marktbewertungsmethoden be-
kannt. Diesen wird unterstellt, dass sie keine ‚wahren‘ Wer-
tinformationen darstellen können; allerdings fi nden sie tra-

ditionell dann Anwendung, wenn Regierungen Kosten und 
Wirkungen von Umwelteinfl üssen und -eingriff en bewerten 
möchten. (Bohne, 2010, S. 8).
Bewertungsmethoden, die ihr Bewertungsergebnis auf Nach-
fragekurven aufb auen, streben weniger danach, den verloren 
gegangenen Marktertrag zu ermitt eln, sondern sehen ihr Ziel 
darin, den Umweltnutz en und die Nachfrage zu quantifi zie-
ren (Bohne, 2010, S. 9). Nachfrageseitige Bewertungsmetho-
den basieren im Prinzip auf dem System des ‚Total Economic 
Value‘2 und werden daher in direkte und indirekte Methoden 
unterteilt. Während sich die direkte Methode auf Informa-
tionen über die Wertschätz ung der Güter auf verschiedene 
Befragungstechniken stütz t, wird bei indirekten Bewertungs-
methoden diese Information indirekt über das Verhalten 
der Wirtschaftssubjekte auf dem privaten Markt beobachtet 
(Bohne et al., 2008, S. 8f).
Die direkten Bewertungsmethoden spielen bei der ökonomi-
schen Bewertung von Natur und Landschaft eine besonde-
re Rolle, da sie auch nutz ungsunabhängige Werte ermitt eln 
können. Ein weiterer Vorteil ist die Bezugsmöglichkeit auf 
zukünftige Entwicklungen, die in weiterer Folge auch bewer-
tet werden können. Sie haben dadurch speziell in der Um-
weltpolitik einen hohen Stellenwert (Meyerhoff , 1998, S. 34). 
Das Ergebnis kommt durch Befragungen zu hypothetischen 
Zahlungsbereitschaften zusammen, wobei entweder die 
maximale Zahlungsbereitschaft (Willingness to Pay, WTP) 

2  Hinter dem Begriff  des ‚Total Economic Value‘ (TEV) verbirgt 
sich ein Konzept, das auf der Tatsache beruht, dass der ökonomi-
sche Wert der Natur aus mehreren verschiedenen Komponenten 
besteht. Grund dafür sind die unterschiedlichen Motive der in-
dividuellen Wertschätz ung sowie die Berücksichtigung indirek-
ter Nutz en. Der gesamte ökonomische Wert setz t sich schließlich 
folgendermaßen zusammen: „TEV = [nutz ungsabhängige Werte] + 
[nicht-nutz ungsabhängige Werte]= [Direkte Werte + Indirekte Werte + 
Optionswert] + [Existenzwert]“ (Meyerhoff , 1998, S. 22f)

Quelle: Bohne et al., 2008, S. 9 nach Garrod et al., 1999, S. 6.

Abb. 4. Methoden der ökonomischen Umweltbewertung
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oder die minimale Entschädigungsforderung (Willingness to 
Accept, WTA) herangezogen wird (Meyerhoff , 1998, S. 27f). 
Vereinfacht dargestellt geht es im Falle des WTP-Ansatz es 
um die Feststellung der Zahlungsbereitschaft zur Verbesse-
rung der Umwelt, während im WTA-Ansatz  die Verlustbe-
reitschaft durch eine Verschlechterung des Umweltz ustandes 
ermitt elt wird. Die Werte können dabei einerseits über die 
Kontingente Bewertungsmethode oder über Wahlexperi-
mente ermitt elt werden.
Die indirekten Bewertungsmethoden ermitt eln den Wert der 
Natur und der Landschaft bzw. ihrer Ökosystemleistungen 
über die Beobachtung des Zahlungsverhaltens. Die Heraus-
forderung besteht hierbei darin, das öff entliche Gut mit ei-
nem marktfähigen Gut in Verbindung zu bringen und über 
dieses zweite Gut die Zahlungsbereitschaft für das öff entli-
che Gut durch Beobachtungen abzuleiten (Meyerhoff , 1998, 
S. 26; Kantelhardt et al., 2010, S. 21). Man unterscheidet bei 
den indirekten Methoden zwischen der Reisekostenmethode 
(Ermitt lung der Wertschätz ung des öff entlichen Gutes über 
die mit der Nutz ung in Verbindung stehenden Kosten) und 
dem Hedonischen Preisansatz  (der Nutz en eines öff entlichen 
Gutes entspricht der Summe der Nutz en der Charakteristika 
des Gutes) (Meyerhoff , 1998, S. 26f).
Bei den Marktbewertungsmethoden handelt es sich um 
jene Bewertungsansätz e, welche die Werte von Ökosystem-
leistungen nicht über Nachfragekurven ermitt eln, sondern 
sich an der aktuellen Marktsituation orientieren. Man kann 
dabei zwischen drei verschiedenen Ansätz en unterschei-
den (Hansjürgens et al., 2012, S. 17): den Preisbasierte Ansät-
zen (Inwertsetz ung von Ökosystemleistungen direkt über 
Marktpreise), Kostenbasierten Ansätz en (Ersatz kostenmetho-
de, Vermeidungskostenmethode) und den Produktionsfunk-
tionsbasierten Ansätz en (Umwelt wird als Produktionsfaktor 
bewertet).
Die Bewertung von Ökosystemen mit Hilfe der eben be-
schriebenen Ansätz e sollte allerdings aus ökonomischer Sicht 
mit Vorsicht genossen werden. Die Methoden unterliegen 
nämlich erheblichen methodischen Vereinfachungen und 
verfügen nur unter strengen Voraussetz ungen über Gültig-
keit. Trotz dem fi nden vor allem die kostenbasierten Ansätz e 
aufgrund ihrer geringen Komplexität im Vergleich zu den 
bereits beschriebenen direkten und indirekten Bewertungs-
methoden in der Praxis recht häufi g Anwendung (Gerdes et 
al., 2010, S. 9).
Nicht nur aus ökonomischer Sicht sind mit der Anwendung 
von ökonomischen Bewertungsmethoden Probleme verbun-
den. Der neoklassische Ansatz  bringt darüber hinaus ethische 
Schwierigkeiten mit sich. In diesem Zusammenhang sind die 
Probleme der inter- und der intragenerativen Verteilung zu 
erwähnen. Darunter werden zum Einen das Problem der 
Berücksichtigung der Bedürfnisse zukünftiger Generationen 
und zum Anderen die Interessenkonfl ikte innerhalb der Ge-
nerationen verstanden. Eine weitere große Herausforderung, 
der sich die Bewertungsansätz e stellen müssen, ist die Anfor-
derung der Verdichtung von Informationen. Im Extremfall 
steht nur eine Messzahl zur Verfügung, auf die das Augen-
merk gelegt werden kann. Damit ist immer ein Verlust an In-
formationen verbunden (Meyerhoff , 1998, S. 28).

 5.  Nutz en-Kosten-Analyse 
der Umsetz ung des                                  
„NÖ Energiefahrplans 2030“                     
im Bereich Biomasse
Nachdem zuvor die theoretischen Grundlagen für eine öko-
nomische Bewertung von Umweltgütern aufgezeigt wurden, 
werden diese nun am Beispiel des „NÖ Energiefahrplan 
2030“ angewandt. Dafür wird die Annahme getroff en, dass 
der „NÖ Energiefahrplan 2030“ umgesetz t wird und die mit 
der Verwirklichung in Verbindung stehenden festgestellten 
ökologischen Auswirkungen mitt els einer Nutz en-Kosten-
Analyse (NKA) auf ihre volkswirtschaftlichen Auswirkungen 
untersucht werden. Der Schwerpunkt liegt auf der ökonomi-
schen Bewertung der Ökosystemleistungen des Bodens. In 
Folge bedeutet dies, dass nur ein Teilbereich einer NKA tat-
sächlich durchgeführt wird. Dies wird dadurch begründet, 
dass keine Investitionskosten für den Bau von Biogasanlagen 
u.ä. bekannt sind. Das im Zuge der Arbeit entwicklte Ein-
gabemodell kann allerdings bei konkreteren Zielsetz ungen 
herangezogen, an die jeweiligen Rahmenbedingungen ange-
passt und durch weitere Faktoren ergänzt werden.
Zu Beginn dient eine Analyse der Ausgangslage bezüglich 
der land- und forstwirtschaftlichen Bodennutz ung in NÖ so-
wie der aktuellen Energieversorgung und der angestrebten 
Entwicklungen im Bereich der energetischen Biomassenut-
zung dazu, allgemeine Annahmen zur zukünftigen Entwick-
lung zu treff en. Es handelt sich dabei um Vermutungen über 
die zusätz lich erzeugte Energiemenge mitt els Biomasse, die 
Art der angebauten Biomasse, die Landnutz ungseff ekte und 
die Veränderung der Bodennutz ung. Diese Annahmen wie-
derum bilden die Grundlage für die Messung der Verände-
rung der Bodenfunktionen bzw. der Ökosystemleistungen, 
für die Monetarisierung der bodennahen Ökosystemleistun-
gen und im weiteren Sinn für die gesamte Durchführung der 
Nutz en-Kosten-Analyse. Weiters wurden fünf verschiedene 
Szenarien bzw. Planungsfälle entwickelt, um einen Vergleich 
mit dem ‚Status Quo‘ (Planungsnullfall) herstellen sowie un-
terschiedliche Entwicklungsmöglichkeiten und deren Aus-
wirkungen aufzeigen zu können. Die Szenarien bilden sich 
auf Basis zweier wesentlicher Änderungsfaktoren (Wahl der 
Anbauart und ursprüngliche Landnutz ung) und ihrer Kom-
bination miteinander und lauten wie folgt:

 Szenario 1 „Status quo/ Business as Usual“: Fort-
führung des aktuellen Zustandes.

 Szenario 2 „Ökologisch fundierte Biomassenut-
zung“: Ausweitung des Anbaus ökologisch ver-
träglicher Biomasse im Rahmen indirekter Land-
nutz ungsänderungen (bis dato landwirtschaftlich 
genutz te Flächen werden umgenutz t).

 Szenario 3 „Ökologisch fundierte Biomasse vs. Ver-
sorgungssicherheit“: Ausweitung des Anbaus öko-
logisch verträglicher Biomasse im Rahmen direkter 
Landnutz ungsänderungen (bis dato ungenutz te/ 
nicht landwirtschaftlich genutz te Flächen werden 
umgenutz t).

 Szenario 4 „Biomasse um der Biomasse willen“: 
Ausweitung des Biomasseanbaus ohne Berück-
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sichtigung möglicher ökologischer negativer Aus-
wirkungen, sondern mit dem Ziel der schnellen Er-
tragsteigerung. Angebaut wird dabei auf Flächen, 
die bereits der landwirtschaftlichen Produktion 
dienten (indirekte Landnutz ungsänderungen).

 Szenario 5 „Biomasse um der Biomasse willen vs. 
Versorgungssicherheit“: Ausweitung des Biomas-
seanbaus ohne Berücksichtigung möglicher öko-
logischer negativer Auswirkungen, sondern mit 
dem Ziel der schnellen Ertragsteigerung. Angebaut 
wird dabei auf Flächen, die noch ungenutz t bzw. 
nicht-landwirtschaftlich genutz t waren (direkte 
Landnutz ungsänderungen).

In Tabelle 2 werden nun die fünf Szenarien hinsichtlich der 
Veränderung der Verteilung der Kulturarten auf die land- 
und forstwirtschaftliche sowie die energetische Nutz ung. 
Durch die zusätz liche energetische Nutz ung von Biomasse 
kommt es daher zu einer Verschiebung von den land- und 
forstwirtschaftlich genutz ten Flächen hin zu energetisch ge-
nutz ten Flächen.
Mithilfe der ökologischen Analyse und den quantitativen 
Angaben über die Veränderung der Bodennutz ung können 
schließlich Rückschlüsse auf die Auswirkungen des Biomas-
seanbaus auf die Bodenfunktionen gezogen werden. In nach-
folgender Tabelle 3 werden diese Auswirkungen dargestellt. 
Es wird dabei zwischen vier Auswirkungsgraden (negativ, 
mäßig negativ, mäßig positiv und positiv) unterschieden.

5.1.  Quantifi zierung und Monetarisierung der 
Ökosystemleistungen
Anschließend werden für die ausgewählten relevanten 
Ökosystemleistungen des Bodens eine Quantifi zierung und 
eine Monetarisierung durchgeführt. Je nach Bodenfunktion 
gibt es allerdings verschiedene Möglichkeiten, den Wirkun-
gen einen Geldwert zuzuteilen. Im Rahmen dieser Analyse 
wird ein Teil der Auswirkungen mithilfe der in Kapitel 4.2 
beschriebenen indirekten Bewertungsmethoden und der 
Marktbewertungsmethoden ermitt elt. Für die restlichen 
Funktionen werden Werte aus der Literatur herangezogen.  
Die nachstehende Tabelle 4 dient dazu, einen kurzen Über-
blick über die angewandten Methoden und die Herkunft der 
verwendeten Daten zu geben.
Für ein besseres Verständnis der ökologisch erweiterten Nut-
zen-Kosten-Analyse wird in Tabelle 5 ein Schema dargestellt, 
in welchem bereits zwischen Kosten- und Nutz eneff ekte un-
terschieden wird. Besonders hervorgehoben (grau hinterlegt) 
werden dabei jene Kosten- und Nutz eneff ekte, die innerhalb 
dieser Arbeit mit der Teil-Nutz en-Kosten-Analyse berück-
sichtigt werden. Ob es im Zusammenhang mit den Ökosys-
temleistungen zu Kosten- oder Nutz eneff ekten kommt, ist 
von Biomasse zu Biomasse unterschiedlich und abhängig 
von den in Tabelle 3 defi nierten positiven oder negativen 
Auswirkungen. Somit können verschiedene Ökosystemleis-
tungen sowohl auf der Kosten- als auch auf der Nutz enseite 
aufscheinen.
In diesem Rahmen würde die Darstellung der Quantifi zie-
rung aller ausgewählten Ökosystemleistungen zu viel Platz  

Tabelle 2. Veränderung der Verteilung der Kulturarten auf die land- und forstwirtschaft liche sowie auf die 
energetische Nutzung in den einzelnen Planungsfällen bzw. dem Planungsnullfall (alle Angaben in Hektar)

Quelle: Eigene Darstellung, 2013.
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Tabelle 3. Auswirkungen verschiedener Biomassearten auf die Bodenfunktionen

Quelle: Eigene Darstellung, 2013.

Tabelle 4. Überblick über die Art der Bewertung der Bodenfunktionen

-1 negative Auswirkung
-0,5  mäßig negative Auswirkung
 0,5  mäßig positive Auswirkung
 1  positive Auswirkung

Quelle: Eigene Darstellung, 2013 nach Gerdes et al., 2010, S. 12ff .
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in Anspruch nehmen, weshalb man sich hier auf die Quanti-
fi zierung der Ökosystemleistung ‚Trinkwasserbereitstellung‘ 
beschränkt.

5.1.1.  Ökosystemleistung ‚Trinkwasserbereitstellung‘
Die Versorgung mit Trinkwasser steht in engem Zusammen-
hang mit der Grundwasserneubildung. In dieser Analyse 
werden für die Quantifi zierung und Monetarisierung der 
Funktion der ‚Trinkwasserbereitstellung‘ des Bodens ledig-
lich die Einfl üsse des Biomasseanbaus auf das Grundwasser 
berücksichtigt. Die Verbindung besteht dabei über die Ab-
hängigkeit des Umfangs der Grundwasserneubildungsrate 
von der Bodenart, der Lagerungsdichte, dem Humusanteil, 
der Bodennutz ung sowie dem Niederschlag, der Evapotran-
spiration3 und den Eigenschaften des Grundwasserstandes. 
Ausschlaggebend für die Eignung des Grundwassers als 
Trinkwasser ist allerdings nicht die Menge, sondern die Qua-
lität (Grêt-Regamey et al., 2012, S. 48).
Es gibt bereits mehrere etablierte Methoden zur Berechnung 
der Grundwasserneubildungsrate, auf die auch in diesem 
Zusammenhang zurückgegriff en wird (Grêt-Regamey et al., 
2012, S. 48). Die Werte werden allerdings nicht neu berechnet, 
sondern stammen aus der Literatur und beziehen sich auf ein 
vergleichbares Gebiet in Mitt eldeutschland.

3  = „… die Summe aus Transpiration und Evaporation, also der Ver-
dunstung von Wasser aus Tier- und Pfl anzenwelt, sowie der Bodeno-
berfl äche.“ (wikipedia.org, 2013, online)

Zur Monetarisierung wird die Grundwasserneubildungsrate 
in Liter pro Hektar mit den Kosten pro Kubikmeter Leitungs-
wasser, dessen Marktpreis in Österreich derzeit bei 1,09€ 
liegt, multipliziert. In weiterer Folge kommt die Ersatz kos-
tenmethode zur Anwendung (siehe Tabelle 6). Es wird die 
Annahme getroff en, dass aufgrund der schlechten Qualität 
des Wassers4 die Bevölkerung ihr Trinkwasser im Super-
markt kaufen muss. Das bedeutet, die zusätz lichen Kosten 
werden auf Basis des Marktpreises für Mineralwasser be-
rechnet (1,5 Liter entsprechen dabei 0,45€).

5.1.2.  Aufsummierte volkswirtschaftliche Kosten und Nut-
zen
In Kombination mit dem Wissen über die veränderten Bo-
dennutz ungen, der ökologischen Analyse und der moneta-
risierten Wirkungen kann schließlich der gesamte volkswirt-
schaftliche Wert des Bodens je Szenario berechnet und die 
Planungsfälle jeweils dem Planungsnullfall gegenüber ge-
stellt werden, um den Nett onutz en (=Nett ogegenwartswert) 
zu ermitt eln (Tabelle 7).
Da im Rahmen dieser Analyse, wie bereits gesagt, keine In-
vestitionskosten zur Verfügung stehen, wird die Annahme 
getroff en, dass es sich beim errechneten Wert der Natur im 

4  Die EU Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, 2000/60/EG) und die 
Grundwasserrichtlinie (GWRL, 2006/118/EG) legen Qualitätskri-
terien fest und beinhalten Maßnahmen zur Verhinderung oder 
Begrenzung des Eintrags von Schadstoff en in das Grundwasser 
(Umweltbundesamt, 2013, online).

Tabelle 5. Schema einer ökologisch erweiterten Nutzen-Kosten-Analyse für die
Umsetzung der Zielsetzungen des NÖ Energiefahrplan im Bereich Biomasse

Quelle: Eigene Darstellung, 2013 nach Meyerhoff , 1998, S. 11.
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Tabelle 6. Grundwasserneubildungsrate, Trinkwasserkosten und Opportunitätskosten

Quelle: Eigene Berechnungen, 2013 nach Mull, 1983, S. 399.

Tabelle 7. Volkswirtschaft licher Wert des Teilökosystems Boden bei unterschiedlichen Aus-
prägungen der Bodennutzung im Planungsnullfall und seine Kosten- und Nutzeff ekte bei der 
Umsetzung des „NÖ Energiefahrplans 2030“ im Jahr 2030

Quelle: Eigene Berechnungen, 2013.

Tabelle 8. Entscheidungsindikatoren für die Beantwortung der Umsetzungsfrage

Quelle: Eigene Berechnungen, 2013.
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Planungsnullfall gleichsam um die Entlohnung der Natur 
handelt, die die Bevölkerung zahlen müsste, um diese in 
gleichbleibender Form zu erhalten. Für die NKA kann daher 
der Wert der Natur als Summe der Erhaltungskosten angese-
hen werden. Der jährliche Nutz en ermitt elt sich in weiterer 
Folge aus der Diff erenz des Planungsfalls zum Planungsnull-
fall.
Das Ergebnis in Tabelle 7 zeigt, dass es in allen vier Planungs-
szenarien zu einer negativen Entwicklung gegenüber dem 
Planungsnullfall kommt (negativer Nutz en, da zusätz liche 
Kosten). Im Falle der Planungsfälle 1 und 3 sind für die ne-
gative Entwicklung vor allem die Flächennutz ungskonfl ikte, 
welche durch die indirekten Landnutz ungseff ekte entstehen, 
von Bedeutung. Das bedeutet, dass bereits landwirtschaftlich 
genutz te Flächen umgenutz t werden und somit die Erträge 
aus der landwirtschaftlichen Produktion verloren gehen. In 
den Planungsfällen 2 und 4 kommt es zu direkten Landnut-
zungseff ekten, wodurch die Flächennutz ungskonfl ikte ge-
genüber der landwirtschaftlichen Nutz ung bestehen, sondern 
gegenüber dem Naturschutz . In diesen beiden Planungsfäl-
len steht daher die Ökosystemleistung ‚Erholung und Tou-
rismus‘ im Vordergrund, welcher gemäß der verwendeten 
Quellen allerdings nur ein sehr niedriger Nutz wert zugewie-
sen werden kann. Daher bringen die beiden letz tgenannten 
Planungsfälle, trotz  der Ausweitung des Biomasseanbaus auf 
geschütz te Flächen, mehr Nutz en durch geringere zusätz li-
che Kosten mit sich, als die Planungsfälle 1 und 3.
Weiters zeigt die Analyse, dass trotz  der großen Flächeni-
nanspruchnahme die Szenarien mit ökologisch wertvoller 
Anbauweise (Planungsfall 1 und 2) aus volkswirtschaftlicher 
Sicht gesehen immer noch besser abschneiden als jene, die ih-
ren Schwerpunkt auf hohe Ertragsmengen legen (Planungs-
fall 3 und 4).
Einzelne Werte mögen etwas Verwirrung stiften, zum Bei-
spiel die Kosten- und Nutz eneff ekte des CO2-Austoßes. Die-
ser bringt nur im Planungsfall 1 Nutz eneff ekte mit sich, in 
den anderen Planungsfällen handelt es sich um einen Kos-
tenaspekt, was für ungewöhnlich erscheinen mag, da immer 
davon ausgegangen wird, das die energetische Nutz ung von 
Biomasse mit einer Verringerung der CO2-Emissionen sowie 
der gesamten Treibhausgasemissionen einhergeht. Dabei 
muss allerdings berücksichtigt werden, dass dies nur dann 
der Fall ist, wenn die Emissionen der erneuerbaren Energie-
träger verglichen werden mit den Emissionen fossiler Res-
sourcen. In dieser Arbeit soll aber kein Vergleich zwischen er-
neuerbaren und fossilen Energieträgern statt fi nden, sondern 
alleine die Wirkung des Anbaus von Biomasse zur energeti-
schen Nutz ung auf den Wert der Ökosystemleistungen des 
Bodens untersucht werden. Die erhöhten CO2-Emissionen in 
den Planungsfällen 2, 3 und 4 gegenüber dem Planungsnull-
fall entstehen daher durch die Umnutz ung der Böden.

5.2.  Abdiskontierung zukünftiger Nutz en und 
Kosten und Ermitt lung des Nett onutz ens
Zur Berechnung des Nutz en-Kosten-Verhältnisses sowie zur 
Ermitt lung des Nett ogegenwartswertes gilt es weiters die er-
mitt elten Nutz en und Kosten, die zu unterschiedlichen Zeit-
punkten eintreff en können bzw. anfallen werden, mithilfe 
eines angemessenen Zinssatz es auf einen gemeinsamen Zeit-

punkt umzurechnen. Diesen Vorgang der Homogenisierung 
bezeichnet man als Diskontierung.
Die mit dem Anbau von Biomasse verbundenen ökologi-
schen Auswirkungen reichen weit in die Zukunft. Da es für 
wichtig angesehen wird, die zukünftigen Generationen ent-
sprechend zu berücksichtigen, wird eine niedrige Diskontra-
te von 1% als gerechtfertigt angesehen. Die Laufzeit wird da-
rauf aufb auend auf 75 Jahre festgelegt. Durch diese niedrige 
Diskontrate werden weit in der Zukuinft antreff ende Nutz -
eff ekte, aber auch zukünftige Kosten im Vergleich zu einer 
höheren Diskontrate relativ hoch gewichtet.
Auf Basis der diskontierten Werte wird anschließend der 
kumulierte Barwert errechnet, um darauf aufb auen den Net-
tonutz en und das Nutz en-Kosten-Verhältnis (NKV) zu er-
mitt eln. Diese beiden Indikatoren bilden die Entscheidungs-
grundlage für die Beantwortung der Umsetz ungsfrage aus 
volkswirtschaftlicher Sicht. Es gelten dabei die Regeln, dass 
der Nett onutz en größer Null und das NKV größer Eins sein 
muss, damit eine Umsetz ung als sinnvoll erachtet wird und 
folglich mit einem positiven Nutz en verbunden ist.
Die Nutz en-Kosten-Analyse zur Frage des erweiterten Bio-
masseanbaus im Ausmaß der Zielsetz ungen des „NÖ Ener-
giefahrplan 2030“ kann allerdings in keinem Planungsfall 
eines dieser beiden Kriterien fallen (Tabelle 8). Mit den ge-
ringsten negativen Auswirkungen ist unter den getroff enen 
Annahmen über die Entwicklung der Wirkungsgröße im Pla-
nungsfall 2 zu rechnen.

5.3.  Sensitivitätsanalyse
Im letz ten Schritt  gilt es, die NKA auf gewisse Unsicherhei-
ten, die durch die getroff enen Annahmen entstehen können, 
zu untersuchen. Die Sensitivitätsanalyse prüft dabei das Ge-
samtergebnis auf seine Stabilität, indem einzelne Eingabepa-
rameter verändert werden. Nachfolgend wird nur eine der 
zwei durchgeführten Sensitivitätsanalysen vorgestellt.
Durch die Tatsache, dass vor allem die Ökosystemleistung 
‚Nahrungsmitt el- und Werkstoff produktion‘ bei den Pla-
nungsfällen mit indirekten Landnutz ungseff ekten (Szena-
rio 1 und 3) einen derart großen Teil der Erhaltungskosten 
einnimmt, bietet sich dieser Bereich hervorragend für die 
Durchführung einer Sensitivitätsanalyse an. Dafür werden 
vier verschiedene Varianten der Erhaltungskosten pro Hekt-
ar land- und forstwirtschaftlicher Produktion bestimmt. Die-
se reichen von 0 bis 12.569€ pro Hektar. Die Entscheidung 
die Kosten nur nach unten zu verändern, beruht auf der Tat-
sache, dass die Erhaltungskosten für die Ökosystemleistung 
‚Nahrungsmitt el- und Werkstoff produktion‘ gegenüber den 
Erhaltungskosten der Ökosystemleistung, Erholung und 
Tourismus‘ extrem viel höher sind. Mit dieser Sensitivitäts-
analyse soll daher überprüft werden, ob dieser derart höhere 
Wert sich entscheidend auf das Ergebnis auswirkt oder nicht.
Das Ergebnis der Sensitivitätsanalyse zeigt, dass sich das 
NKV nur geringfügig verändert (Abbildung 5). Der größte 
Unterschied zur ursprünglichen Variante (die Erhaltungs-
kosten liegen dabei bei ca. 12.500€ pro ha) entsteht, wenn die-
se Ökosystemleistung gar nicht berücksichtigt wird, d.h. ihre 
Erhaltungskosten auf 0€ festgelegt werden. Trotz dem bleibt 
auch im besten Planungsfall (Szenario 2) das NKV negativ 
und eine Umsetz ung des Projekts kann aus Sicht der quan-
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tifi zierten ökologischen und monetarisierten Kosten weiter 
hin für keinen der Planungsfälle empfohlen werden. Bei den 
anderen Szenarien kommt es sogar zu einer weiteren Ver-
schlechterung der Ergebnisse.

 6.  Empfehlungen und 
Schlussfolgerungen
Aktuell wird der Boden an sich mit samt seinen Leistungen 
kaum wertgeschätz t. Vordergründig nimmt die Bevölkerung 
den Boden als Lebensgrundlage nur im Sinne der Bereitstel-
lung von Flächen zum Bau von Eigenheimen und technischer 
Infrastruktur wahr. Es wird daher empfohlen in der Bevöl-
kerung ein verstärktes Bewusstsein über die ökologische Be-
deutung des Bodens aufzubauen. Vor allem aber in den All-
tag der Raumplanung soll diese Betrachtungsweise Einzug 
halten. Von besonderem Vorteil wäre hierbei eine allgemein 
gültige Betrachtungs- und Bewertungsmethode des Bodens 
und seiner Leistungen, wie sie seit Februar 2013 vom Lebens-
ministerium in Zusammenarbeit mit dem Österreichischen 
Normungsinstitut durch die Broschüre „Bodenfunktions-
bewertung: Methodische Umsetz ung der ÖNORM L 1076“ 
angestrebt wird.
Diese einheitlich festgelegte, auf ökologischen Grundlagen 
basierende Funktionsbewertung des Bodens soll in weiterer 
Folge nicht nur im Bereich der Ausweitung der erneuerba-
ren Energieträger Anwendung fi nden, sondern als Grund-
lage für jeglichen Planungsfall zur Verfügung stehen. Das 
bedeutet, dass mit Orientierung an den Zielen und Plänen 
beispielsweise des Landes Oberösterreich eine Bodenfunk-
tionsbewertung für das gesamte Land durchgeführt wird 
und als Planungsgrundlage für jeden gratis zur Verfügung 
gestellt wird.

Eine solche Bodenfunktionsbewertung könnte auch die 
Grundlage für die Umsetz ung der Zielsetz ung des „NÖ 
Energiefahrplan 2030“ im Bereich des Ausbaus der Nutz ung 
erneuerbarer Energieträger sein, etwa um eine Priorisierung 
innerhalb der erneuerbaren Energieträger vornehmen zu 
können. In diesem Zusammenhang ist weiters darauf hinzu-
weisen, dass es nicht das primäre Ziel sein sollte noch mehr 
Energie zu erzeugen, sondern das Hauptaugenmerk auf die 
Reduzierung des Energieverbrauchs und die Steigerung der 
Energieeffi  zienz gelegt werden soll. Denn bei der derzeiti-
gen Entwicklung des Energieverbrauchs kann auch durch 
den Umstieg auf erneuerbare Energie keine Verbesserung 
der Umweltsituation gewährleistet werden. Die Reihung der 
Zielsetz ung sollte daher wie folgt lauten:

1. Reduzierung des Energieverbrauchs,
2. Steigerung der Energieeffi  zienz,
3. Forcierung der Energiegewinnung mitt els erneuer-

barer Energieträger.

Abschließend ist festz uhalten, dass die veränderte Klimasi-
tuation und die immer knapper werdenden fossilen Ressour-
cen bedeutende Faktoren sind, weshalb eine Neuerung im 
Bereich der Energieproduktion unumgänglich ist. Hier kom-
men nun die erneuerbaren Energieträger zum Zug.
In den letz ten eineinhalb Jahrzehnten wurde daher der Aus-
bau der grünen Energie massiv forciert und somit sowohl auf 
politischer als auch wirtschaftlicher Seite ein klimaschonen-
des Handeln propagiert. Nimmt man jedoch einige Projekte 
genauer unter die Lupe, wird ersichtlich, dass Maßnahmen, 
die für den Klimaschutz  gesetz t werden, teilweise sogar mehr 
Natur, Pfl anzen- und Tierarten zerstören, als der Klimawan-
del selbst. Die Vorteile der erneuerbaren Energieträger soll-
ten daher mit Vorsicht genossen werden, denn ob sie tatsäch-

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung, 2013.

Abb. 5. Sensitivitätsanalyse Nahrungsmittel- und Werkstoff produktion
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lich mit positiven Wirkungen verbunden sind hängt nicht 
vom Energieträger ab, sondern von ihrer Nutz ung und ihrer 
Herkunft (Produktion) (Kreuz&Quer, 2013). Im Vordergrund 
liegt daher nicht, DASS Biomasse zur Energieerzeugung an-
gebaut wird, sondern WIE der Anbau erfolgt. Dies allein ist 
allerdings nicht der Weg zum Erfolg. Eine weitere Vorausset-
zung für die Ausweitung der Biomasse liegt in einem sozia-
len und wirtschaftlichen Umdenken der Gesellschaft. Allem 
voran steht dabei der Verzicht bzw. die Verringerung der 
Ansprüche zur materiellen Selbstverwirklichung und somit 
eines Stopps des ständigen Wachstums (Kreuz&Quer, 2013).
Das negative Ergebnis der Nutz en-Kosten-Analyse unter-
streicht die eben beschriebenen Tatsachen noch einmal. Al-
lerdings ist anzumerken, dass sich das negative Ergebnis der 
NKA vor allem daraus ergibt, dass Biomasse auf Flächen 
angebaut wird, die derzeit eine Reihe wertvoller Ökosystem-
leistungen erbringen. Diese Leistungen werden jedoch stets 
maßgeblich durch verstärkten Biomasseanbau eingeschränkt 
– in einem Ausmaß, welches die ökologisch positiven Wir-
kungen der Biomasse übersteigt.
Es sind noch viele Entwicklungsschritt e bei der Bewertung 
von Umweltgütern mitt els einer Nutz en-Kosten-Analyse 
notwendig bis das Nutz en-Kosten-Verhältnis als tatsächli-
che Entscheidungsgrundlage herangezogen werden kann. 
Bei einer zukünftigen Durchführung einer Nutz en-Kosten-
Analyse in diesem Bereich sollte darüber hinaus versucht 
werden, möglichst alle Wirkungszusammenhänge, wenn 
auch teilweise nur qualitativ, zu erfassen, um ein repräsen-
tatives Ergebnis zu erhalten. Um jedoch alle Einfl ussfaktoren 
abschätz en zu können, benötigt es einer engen Zusammen-
arbeit zahlreicher Disziplinen und Fachressorts. Durch eine 
solche Kooperation ist schließlich auch eine höhere Akzep-
tanz bei der Umsetz ung zu erwarten.
Abschließend sollte angemerkt werden, dass mit dieser Ar-
beit keinesfalls die Aussage getroff en werden soll, dass der 
Ausbau von erneuerbaren Energieträgern nicht statt fi nden 
soll, vielmehr sollten die Komplexität der Zusammenhänge 
sowie das erhebliche Konfl iktpotenzial aufgezeigt werden. 
Als Empfehlungen werden daher drei Strategien formuliert:

1. Sozialer Wandel, der ein Ende des angestrebten stän-
digen Wachstums hervorruft,

2. Reduzierung des Energieverbrauchs und Steigerung 
der Energieeffi  zienz,

3. Verstärkte Zusammenarbeit der Akteure verschie-
denster Fachgebiete (Raumplanung, Ökologie, 
Technik, etc.).

Erst die Kombination dieser drei Komponenten ermöglicht, 
dass sich der Biomasseanbau positiv auf die Umwelt und 
dementsprechend auch auf das Umweltgut Boden auswirkt. 
Sie sollten daher auch gemeinsam umgesetz t werden, um ei-
nen positiven volkswirtschaftlichen Nutz en zu generieren. 
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Volkswirtschaft liche Analyse
von Nachnutzungsalternativen
auf Brachfl ächen in Niederösterreich -
Kosten-Nutzen-Analyse von Renaturierung,
Gewerbe- und Wohnstandortentwicklung1

Victoria Kretz

1.  Einleitung und Problemstellung1

Vor dem Hintergrund steigender Flächeninanspruchnahme 
für Siedlungstätigkeiten widmet sich die Arbeit der Wieder-
verwertung von Brachfl ächen. Ziel ist die Berechnung von 
drei alternativen Entwicklungsmöglichkeiten einer ehemals 
genutz ten Fläche. Mit Hilfe einer Kosten-Nutz en-Analyse 
wird der Forschungsfrage nachgegangen, welche Kosten und 
Nutz en sich aus der Renaturierung von Brachfl ächen bzw. 
der Wiederverwertung als Gewerbe- oder Wohnsiedlungs-
standort ergeben. 
Die Methode der empirischen Untersuchung wurde in enger 
Kooperation mit der Energie- und Umweltagentur Niederö-
sterreich (eNu), der Auftraggeberin der Arbeit, abgestimmt. 
Als Methode wurde eine Analyse auf volkswirtschaftlicher 
Ebene gewählt. Diese Sichtweise bedarf auch der monetären 
Bewertung von Ökosystemleistungen, deren Nutz en für die 
Gesellschaft jedoch schwer abzubilden ist. 
Auf einer hypothetischen, innerorts gelegenen Brachfl äche 
werden die Nutz ungsalternativen Renaturierung, Gewerbe-
ansiedlung und Wohnsiedlung mit Hilfe einer Kosten-Nut-
zen-Analyse untersucht. 
Bei den Berechnungen zu Gewerbe- und Wohnansiedlung 
werden die Kosten und Nutz en anhand einer Vergleichsfl ä-
che außerhalb des Siedlungskerns situierten Fläche, auf der 
dieselbe Entwicklung erfolgt, veranschlagt. Hier gehen nur 
Mehrkosten sowie eingesparte Kosten als Nutz en im Ver-
gleich zur alternativen Fläche in die Analyse ein.
Tabelle 1 zeigt die verschiedenen Kosten- und Nutz enpositio-
nen und bei welcher Nachnutz ung sie auftreten.

1  Der vorliegende Artikel ist eine Zusammenfassung der 
Masterarbeit, die die Autorin 2012/13 unter der Betreuung von 
Univ.-Prof. Dr. Michael Getz ner verfasst hat.

2.  Hintergrund

2.1.  Das Brachfl ächenpotenzial in Österreich
Laut Hochrechnungen einer Studie des Umweltbundesamt 
(Wepner, 2004) gibt es in Österreich Brachfl ächen aus Indu-
strie und Gewerbe im Ausmaß von 8.000 bis 13.000 ha. Die 
Untersuchung nimmt mitt els Daten von Modellgebieten und 
Mustergemeinden eine Hochrechnung auf Gesamtösterreich 
vor. Das jährlich anfallende Brachfl ächenkontingent wird auf 
ca. 1.100 ha geschätz t. (Wepner, 2004, S.117) 
InvestorInnen und künftige Hausbesitz erInnen schätz en je-
doch „unverbrauchtes“ Bauland mehr, wofür es berechtigte 
Gründe gibt. Altlasten, oder nur der Verdacht auf Kontamina-
tion des Bodens, sowie daraus resultierende Haftungsfragen 
und alter oder auch denkmalgeschütz ter Baubestand hem-
men die Entwicklung von Projekten auf vormals genutz ten 
Flächen. Unsicherheiten bestehen auch beim fi nanziellen und 
zeitlichen Rahmen einer Wiedernutz barmachung. Andere 
Faktoren wie generelle Lage, Flächenwidmung, Ausstatt ung 
mit Infrastruktur, Umfeldqualität, Verkehrserschließung, etc. 
spielen sowohl hier als auch bei Entwicklungen auf neuem 
Bauland eine Rolle. (Wepner, 2004)
Die Barriere, in Brachfl ächen zu investieren, kommt auch 
daher, dass Faktoren wie Größe und Zuschnitt  vorgegeben 
und mit der geplanten Entwicklung nicht vereinbar sind. Ein 
gewichtiger Vorteil besteht aber darin, dass bei Brachfl ächen 
meist eine gute Verkehrserschließung und Ausstatt ung mit  
Infrastruktur besteht. Zudem liegen ehemals genutz te Flä-
chen oft zentral und bieten andere Vorzüge wie alte Baum-
bestände.
Die Bevorzugung neuer Baulandfl ächen resultiert in der 
Beanspruchung von vormals landwirtschaftlich genutz ten 
Flächen oder Grünland. Dabei wird oft übersehen, welcher 
gesellschaftliche Wert, vor allem welcher ökologische Wert, 
damit verloren geht. 
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2.2.  Nachhaltige Siedlungsentwicklung
Aus der Sicht der Raumplanung sind nachhaltige Siedlungs-
formen entscheidend, um nachteiligen Wirkungen der Zer-
siedelung zuvor zu kommen. Ein Aspekt dabei ist die Verrin-
gerung von neuen Flächenversiegelungen auf ein verträgli-
ches Maß. Die Folgen von Zersiedlung sind u. A. gesteigertes 
Verkehrsaufk ommen durch längere Wege, höherer Energie-
verbrauch, höhere Kosten für Infrastruktur bereitstellung und 
die Zurückdrängung von Grünfl ächen und deren Zerschnei-
dung (Sechstes Umwelt aktionsprogramm der EU, 2002). 
In Österreich werden mehr als 7,5 ha Fläche pro Tag versie-
gelt (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft, 2011, S.119). Das Ziel, Versiege-
lung auf einen Hektar pro Tag zu reduzieren, wurde in der 
Österreichischen Strategie zur Nachhaltigen Entwicklung 
(NSTRAT) 2002 fi xiert (Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt schaft, 2002). Über-
mäßiger Flächenverbrauch, wie er u.A. in Österreich prak-
tiziert wird, wirkt einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
entgegen. Das Ziel ist kompakte und energieeffi  ziente Struk-
turen zu schaff en um kurze Wege zu gewährleisten und so-
mit den nicht-motorisierten Verkehr zu begünsti gen sowie 

den öff entlichen Personenverkehr besser auszulasten. (Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft, 2012)
Wie auch im Energiefahrplan 2030 für Niederösterreich be-
schrieben, fängt Energieeinsparung mit der entsprechen-
den Siedlungsform und mit einem ressourcensparenden 
Lebensstil an. Innenentwicklung vor Außenentwicklung ist 
dabei ein wichtiges Ziel. Das bedeutet, vorhandene Flächen 
– z.B. Brach fl ächen aus vormals gewerblicher, industrieller 
Nutz ung – wiederzuverwerten und diese damit einer neu-
en Nutz ung zuzuführen. Ebenso notwendig erscheint die 
Vermeidung von Neuversiegelung auf der „grünen Wiese“, 
wo nachhaltigere Alternativen bestehen, z.B. durch Brachfl ä-
chenrecycling oder Fül len von Baulücken.
Die für die Brachfl ächenwiederverwertung relevanten recht-
lichen Grundlagen der EU, des Bundes und des Landes 
Niederösterreich weisen mehr oder – meist – weniger ver-
bindlichen Charakter auf. Letz tlich liegt es bei den Gemein-
den, mit Rücksicht auf die Bestimmungen der überörtlichen 
Raumplanung, Flächenwidmungs- und Bebauungspläne für 
Grundstücke innerhalb des Gemeindegebiets festz ulegen. 

Tabelle 1. Übersicht der Kosten und Nutzen je Nutzungsvariante auf der Brachfl äche und
auf der Vergleichsfl äche auf der „grünen Wiese“

Quelle: eigene Darstellung, 2013.

P (Planungsnullfall), R (Renaturierung), G (Gewerbeansiedlung), W (Wohnstandortentwicklung)
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3.  Methode der empirischen 
Untersuchung
Die Methode der empirischen Untersuchung wurde in en-
ger Zusammenarbeit mit der Energie- und Umweltagentur 
Niederösterreich (eNu), der Auftraggeberin der Arbeit, ab-
gestimmt. Die Berechnungen von Nutz ungsalternativen auf 
Brachfl ächen sollen aus volkswirtschaftlicher Sicht erfolgen. 
Innerhalb der volkswirtschaftlichen Analysen bietet sich die 
Kosten-Nutz en-Analyse (KNA) für die Berechnungen an.
Eine KNA erfasst alle Wirkungen, die innerhalb der betrach-
teten Einheit (Region, Volkswirtschaft) durch die Durchfüh-
rung eines Projekts ausgelöst werden. Das Zusammenführen 
der geschätz ten Konsequenzen in monetären Einheiten dient 
als Beitrag zur rationalen Entscheidungsfi ndung verantwort-
licher Institutionen. Übergeordnetes Ziel ist, eine effi  ziente 
Verteilung der Ressourcen einer Gesellschaft zu erreichen. 
In der KNA werden alle Planungsalternativen und der Pla-
nungsnullfall (Status quo) nach ihrer Effi  zienz untersucht. 
Als allgemeine Entscheidungsregel kann festgehalten wer-
den, dass nur solche Projekte vom Staat in die Tat umzuset-
zen sind, die eine Zunahme der sozialen Wohlfahrt zur Folge 
haben. Da sich die soziale Wohlfahrt aus dem aggregierten 
individuellen Nutz en aller Gesellschaftsmitglieder ableitet, 
steht der/die KonsumentIn mit seinen/ihren Präferenzen im 
Mitt elpunkt.
Die in monetären Einheiten ausgedrückten Kosten und Nut-
zen eines Projekts werden mitt els indirekten und direkten 
Bewertungsmethoden ermitt elt. Die Summierung der jähr-
lichen Salden aus abdiskontierten Kosten und Nutz en ent-
spricht dem Nett ogegenwartswert, der als eine der Ergebnis-
variablen herangezogen wird um die jeweiligen Alternativen 
nach ihrer Effi  zienz zu reihen. Die zweite (hier verwendete) 
Ergebnisvariable ist das Quotientenkriterium, das aus dem 
Quotient der abgezinsten Nutz en und abgezinsten Kosten 
gebildet wird.

4.  Empirische Untersuchung zu 
Brachfl ächen in Niederösterreich 
anhand einer Kosten-Nutz en-Analyse 
Im Rahmen der Arbeit werden die Nutz ungsalternativen 
Renaturierung, Gewerbeansiedlung und Wohnsiedlung auf 
Brachfl ächen in volkswirtschaftlicher Hinsicht untersucht. 
Mit Hilfe einer KNA werden für jede Alternative Kosten und 
Nutz en errechnet. Die Kosten und Nutz en von Gewerbe- 
und Wohnansiedlung werden mit Hilfe einer Alternativfl ä-
che auf der „grünen Wiese“, auf der dieselbe Entwicklung 
statt fi ndet, eruiert. Es gehen nur die Mehrkosten als Kosten 
und die eingesparten Kosten als Nutz en im Vergleich zu der 
alternativen Fläche in die Analyse mit ein. Diese Fläche ist 
außerhalb des Siedlungsgefüges situiert und noch nicht an 
das Infrastrukturnetz  angeschlossen. Die Brachfl äche hinge-
gen befi ndet sich im Ortskern und ist bereits mit Infrastruk-
tur ausgestatt et.

4.1.  Annahmen
Zunächst bedarf es der Konkretisierung in welchem Sied-
lungskontext die Brachfl äche und die alternative Entwick-
lungsfl äche liegt. Um für Niederösterreich die Nutz en und 
Kosten verschiedener Nutz ungsalternativen generell zu un-
tersuchen, wird in den nächsten Schritt en erhoben, welche 
Gemeindestruktur in Niederösterreich typisch ist. 
Auf Basis des Statistischen Handbuchs des Landes Niederö-
sterreich (Amt der NÖ Landesregierung, 2011) wird die Ge-
meindestruktur ermitt elt, die den Durchschnitt swerten des 
Bundeslandes am nächsten ist. Kriterien sind Einwohner-
dichte, Gemeindegröße gemessen an der Einwohnerzahl, Ka-
tasterfl äche und Stufe der Zentralität. 
Somit weist ein durchschnitt liches Niederösterreichisches 
Siedlungsgefüge folgende Merkmale auf:

 Einwohnerdichte um 84 EinwohnerInnen pro km² 
bzw. 139 EinwohnerInnen pro km² Dauersied-
lungsraum

 Gemeindegröße zwischen 1.001 und 2.000 Einwoh-
nerInnen

 Katasterfl äche von ca. 1.746 ha
 Allgemeiner Standort für zentrale Einrichtungen 

(keine Zentralitätsstufe).

Die so ermitt elten Werte dienen als durchschnitt liches nie-
derösterreichisches Siedlungsstruktur-Muster und sind so-
mit für die Abschätz ung der Länge von Infrastrukturnetz en 
gut geeignet. Da es sich um eine sehr generelle Kosten-Nut-
zen Aufstellung von Wiedernutz ungsalternativen auf Brach-
fl ächen handelt, werden einige beeinfl ussende Parameter, 
die in realen Gemeinden jedenfalls zu berücksichtigen sind,  
nicht in die Analyse einbezogen. Demzufolge spielen tatsäch-
licher Bedarf an Arbeitsplätz en, Wohnungen, Grünraum oder 
spezieller Bedarf ansiedlungswilliger Unternehmen hier kei-
ne Rolle. Diese vereinfachten Annahmen sind auch aus dem 
Grund getroff en, um nicht im Vorhinein die eine oder andere 
zu untersuchende Alternative auszuschließen. Ebenso wer-
den die Wirtschaftslage und Bevölkerungsentwicklung nicht 
in den Abwägungen berücksichtigt.
Weitere Annahmen sind, dass Größe und Lage der Brach-
fl äche den Entwicklungswünschen der Gemeinde und In-
vestorInnen entsprechen und der Flächenwidmungsplan 
sowie der Bebauungsplan dem jeweiligen Vorhaben gemäß 
ausgerichtet sind. Zudem liegt die Fläche in einem kommu-
nalen Entwicklungsschwerpunkt bzw. der Bedarf an Erho-
lungsvorsorge ist gegeben. Die Entwicklung stimmt mit dem 
gewünschten Landschaftsbild überein oder sie beeinträchtigt 
dieses nicht maßgebend. Bei der Alternative Renaturierung 
wird der Bedarf an neuen Erholungsräumen als gegeben an-
genommen. 
Das angenommene Ausmaß der Brachfl äche lehnt sich an die 
Studie des Umweltbundesamts (Wepner, 2004) an und wird 
mit ca. 17.500 m² angenommen. Abbildung 1 und 2 zeigen die 
Lage der Brachfl äche im Siedlungsgefüge.
Aufgrund von Erfahrungswerten des Umweltbundesamtes 
wird angenommen, dass auf der Brachfl äche Verdacht auf 
Bodenkontamination besteht, weshalb eine Altlastenerkun-
dung vorzusehen ist. Weiters wird jedoch angenommen, dass 
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Datengrundlage: Niederösterreich Atlas 

Abb. 1. Ausgestaltung und Lage der Brachfl äche 

Datengrundlage: Niederösterreich Atlas 

Abb. 2. Lage der Brachfl äche innerhalb des Siedlungsgefüges
(beispielhaft , nicht auf einen konkreten Standort bezogen)
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sich der Verdacht nicht bestätigt, und keine Dekontamination 
durchgeführt werden muss. Die Kosten für eine Altlastener-
kundung belaufen sich auf 75.000 EUR und diese ist in allen 
drei Fällen vorzunehmen. Des Weiteren existiert ein nicht er-
haltenswerter Gebäudealtbestand, dessen Abriss für alle Ent-
wicklungsalternativen erforderlich ist. Das Ergebnis der Be-
rechnung für Abbruch und Entsorgung beträgt 330.000 EUR.
Um die Nutz ungsalternativen Gewerbe- und Wohnansied-
lung zu analysieren, wird eine alternative Entwicklungsfl ä-
che auf der „grünen Wiese“ angenommen. Die Alternativfl ä-
che hat dasselbe Ausmaß wie die betrachtete Brachfl äche. Sie 
befi ndet sich jedoch außerhalb des Siedlungsgefüges. Auch 
hier gelten die Annahmen, dass Flächenwidmungs- und Be-
bauungsplan eine solche Entwicklung zulassen, der Bedarf 
einer solchen Entwicklung gegeben ist. Abbildung 3 und 4 zei-
gen die ausgesuchte Alternativfl äche. 
Es wird angenommen, dass der/die EigentümerIn des Brach-
fl ächengrundstücks nic ht als EntwicklerIn der verschiedenen 
Nutz ungsalternativen auftritt . Demnach ist der Ankauf des 
Grundstücks bei allen Nutz ungsalternativen eine Kosten-
position bei den Investitionskosten. Die Kosten für Grund-
stücke in Niederösterreich wird dem Immobilienpreisspiegel 
2012 der Wirtschaftskammer Österreich entnommen. Für die 
Berechnung des Grundstückpreises der Brachfl äche werden 
die Mitt elwerte der Quadratmeterpreise beider Nutz ungen 
(Wohnen und Gewerbe) für gute Lage ermitt elt (dies ent-
spricht 81 EUR/m2), mit der Flächengröße multipliziert und 
auf fünf Stellen gerundet.
Im Fall der Berechnung des Grundstückspreises für die grü-
ne Wiese wird der durchschnitt liche Quadratmeterpreis für 
normale Lage bzw. einfacher Nutz ungswert beider Nutz un-
gen herangezogen, dies entspricht 55 EUR/m2.
Für die Brachfl äche ergibt sich dadurch ein Grundstücks-
preis von 1.400.000 EUR und für die Fläche außerhalb des 
Ortsgefüges ein Wert von 1.000.000 EUR. 

4.2.  Berechnung der Kosten und Nutz en 

4.2.1.  Planungsnullfall
Wird nichts unternommen, spricht man vom Planungsnull-
fall, der als Vergleichsbasis für die drei weiteren Nutz ungs-
alternativen dient. Die Fläche liegt weiter brach und wird 
somit keiner neuen Verwendung zugeführt. Weil hier Maß-
nahmen gänzlich unterbleiben fallen keine Kosten an. Der 
Nutz en nimmt ebenso einen Wert von Null an, da hier keine 
positiven Eff ekte zu verbuchen sind.

4.2.2.  Nutz ungsvariante Renaturierung

Kosten
Wie bei jeder Nutz ungsvariante fallen Kosten für Altlastener-
kundung in Höhe von 75.000 EUR und für Abriss und Ent-
sorgung des Altbestandes in Höhe von 330.000 EUR an. Zu-
dem kommen die Anschaff ungskosten für das Grundstück 
von 1,4 Mio. EUR hinzu.
Die Kosten der Methoden zur Renaturierung werden mit 

Hilfe der Kostentabellen für naturnahe Begrünungsmaßnah-
men (Mann, 2006) ermitt elt. Die Wertebereiche, in denen sich 
die Kosten bewegen, stellen lediglich Annäherungen dar. 
Zu beachten ist, dass standortt ypische Gegebenheiten die 
Zahlen mitunter stark verändern können. Um einen Richt-
wert für Renaturierungskosten allgemein zu eruieren, wur-
den die zwei teuersten Verfahren (Sodenversetz ung) bei der 
Mitt elwertberechnung ausgeklammert. Diese Methode sollte 
sorgfältig überlegt sein, da sie einen großen Einfl uss auf die 
Spenderfl äche ausübt und Vegetationsentwicklungserfolge 
auch durch andere Methoden ebenso eff ektiv und kosten-
günstiger erreicht werden können. Somit liegen die mitt leren 
Kosten für Renaturierungsvorhaben bei 80.000 EUR. Tabelle 2 
gibt eine Zusammenfassung der Kosten für diverse Renatu-
rierungsmaßnahmen.
Um Erholungssuchenden die Möglichkeit zu bieten, den 
Wald   zu nutz en, wird ein Weg durch das Gebiet angelegt. Die 
Kostenwerte pro Laufmeter stütz en sich auf Kessler (2010) 
und ergeben einen Kostensatz  von 5.460 EUR für 300 m 
Waldweg. 
Die laufenden Kosten basieren auf Berechnungen von 
Bernasconi et al. (2003). Die Waldkategorie „sehr wichtige 
Erholungswälder“ spiegelt die Verhältnisse der zu renatu-
rierenden Fläche am ehesten wider. Es handelt sich um eine 
kleinere Fläche in stadtnahem Gebiet, wobei die Erholungs-
funktion im Vordergrund steht. Die Zusatz kosten belaufen 
sich auf rund 770 EUR pro Hektar und Jahr. Da sich diese 
Werte aber auf Wald beziehen und die Pfl egemaßnahmen 
erst dann zum Tragen kommen, wenn der Wald ein gewisses 
Alter aufweist, wird erst nach 50 Jahren der Gesamtbetrag 
der Kosten veranschlagt. Der Einfachheit halber wird davon 
ausgegangen, dass sich die Kosten vom Zeitpunkt der Rena-
turierungsmaßnahme linear steigern bis schließlich im 50. 
Jahr 100% der laufenden Waldpfl egekosten anfallen. Der An-
teil der Kosten, der bei der Unterhaltung der Wege entstehen, 
fällt bereits nach deren Fertigstellung an. Diese Kostenpositi-
on entspricht einer Höhe von 134 EUR pro Hektar und Jahr. 
Für die renaturierte Brachfl äche bedeutet dies linear anstei-
gende laufende Kosten von 235 EUR (nur Weginstandhal-
tung) im ersten Jahr bis 1.348 EUR im 50. Jahr.

Nutz en
Die Nutz en der renaturierten Fläche werden mitt els Benefi t 
Transfer Ansatz  ermitt elt. Hierzu werden Studien von Chia-
bai et al. (2008) sowie von Costanza et al. (1997) verwendet 
und deren Ergebnisse auf die Beispielfl äche übertragen. Die 
Studie von Chiabai et al. (2008) beinhaltet Nutz enwerte für 
Versorgungsleistungen mit Nahrung und Rohstoff en (Fa-
serstoff e und Energieträger), die Regulierungsleistung der 
CO2-Speicherung, kulturelle Leistungen von Erholung und 
Ökotourismus sowie Nicht-Nutz er-Werte. Nach der Syste-
matisierung von Ökosystemleistungen (MA, 2005) fehlen 
Bewertungen für biochemische Stoff e, genetische Ressour-
cen, Süßwasserversorgung, biologische Schädlingsbekämp-
fung, Wasserregulierung, Abwasserreinigung, Bestäubung, 
ästhetischer Wert, kulturelle Vielfalt, spirituelle, religiöse 
und pädagogische Werte, Bodenbildung, Nährstoffk  reislauf 
und Rohstoff produktion. Die Werte liegen nach Regionen 
und Waldtypen vor. Die hier übernommen Zahlen entspre-
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Datengrundlage: Niederösterreich Atlas 

Abb. 3. Alternative Entwicklungsfl äche auf der „grünen Wiese“
(beispielhaft , nicht auf einen konkreten Standort bezogen)

     Datengrundlage: Niederösterreich Atlas 

Abb. 4. Beispielhaft e Lage der alternativen Entwicklungsfl äche auf der „grünen Wiese“
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chen der Kategorie Mischwald in der gemäßigten Klimazo-
ne Europas. Die Werte stellen allerdings marginale Werte 
des Nutz ens dar. Da der Wert für den Erholungsnutz en von 
jährlich einem Euro pro Hektar im Vergleich zu Studien, die 
sich ausschließlich mit dem Erholungswert von Wald ausein-
andersetz en, sehr niedrig angesetz t zu sein scheint, wird der 
Erholungswert von 42 EUR/ha/Jahr aus Costanza et al. (1997) 
verwendet. Tabelle 3 listet den bewerteten Nutz en von Ökosy-
stemleistungen nach beiden Quellen auf.
Der Nutz en der Waldfl äche auf der Brachfl äche wird somit 
mit insgesamt 1.792 EUR angenommen. Die Werte beziehen 
sich zwar auf Wald, der in diesem Fall erst wachsen muss. 
Nichtsdestotrotz  entsteht schon nach kurzer Zeit ein Erhol-
ungsnutz en für die BesucherInnen. Mit linearer Steigerung 
wird nach 10 Jahren 100% der Nutz en angerechnet. 
Hinsichtlich der hohen Investitionssummen, die für eine 
Renaturierung erforderlich sind, ist jedoch eine beträchtlich 
höhere Zahlungsbereitschaft der Erholungssuchenden not-
wendig, um diese Ausgaben zu rechtfertigen. Im Kapitel 4.3 
wird untersucht welche Höhe die Zahlungsbereitschaft an-
nehmen muss um auf einen positiven Nett ogegenwartswert 
zu kommen.

4.2.3.  Nutz ungsvariante Gewerbeansiedlung

Kosten
Neben den Kosten für Altlastenerkundung, Abriss des Alt-
bestandes und das Grundstück fallen Kosten für den Bau 
des Gebäudes mit allen dazugehörigen Elementen, die Err-
ichtung der Infrastruktur sowie die laufenden Kosten für 
Betrieb und Erhaltung. Zu den jährlichen Aufwendungen 
zählen auch soziale Kosten für Luftemissionen.
Die Kosten für den Bau eines Gewerbebetriebes (Kosten-
gruppen 300-700) werden mitt els Kostenkennwerten aus der 
Baukostendatenbank des BKI (2012) errechnet. Sie sind in Ta-
belle 4 dargestellt. Die Kostenberechnung bezieht sich dabei 
auf die Klassifi kation Bürogebäude mitt leren Standards. 
Im Fall der Nutz ung der Brachfl äche für einen Gewerbestan-
dort, fallen keine Erschließungskosten an, da die Infrastruk-
tur bereits vorhanden ist. Die fehlenden Hausanschlüsse sind 
in den Baukosten inkludiert. 
Unter laufenden Kosten sind Kosten zu verstehen, die in der 
Phase der Nutz ung des Gebäudes anfallen. Da diese Phase 
im Immobilienzyklus die längste Zeitspanne in Anspruch 
nimmt und das Gebäude Bestandteile besitz t, die sich früh-

Tabelle 2. Zusammenfassung der Kosten für Renaturierungsmaßnahmen nach Mann (2006) für eine 
Fläche von 1,75ha

Quelle: Mann, 2006; Herzog.Baum Samen und Pfl anzen GmbH, 2013; Eigene Berechnungen und Darstellung, 2013.
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Tabelle 3. Bewertung des Nutzens von Ökosystemleistungen nach Costanza, et al. (1997) und Chiabai, 
et al. (2008) in EUR/ha/Jahr (in 2012 EUR) und in Summe für die gesamte Brachfl äche

Quelle: MA (2003); Costanza et al. (1997); Chiabai, et al. (2008); eigene Berechnung und Darstellung, 2013.

1 ursprüngliche Werte in USD/ha/Jahr (in 1994 USD); Umrechnung Wechselkurs USD in ATS 1994 11,4155; 
VPI 1986 Jahresdurchschnitt 1994: 125,6; Jahresdurchschnitt 2012: 176,3
2 ursprüngliche Werte in EUR/ha/Jahr (in 2007 EUR); Umrechnung mittels VPI 2005 Jahresdurchschnitt 2007: 
103,7; Jahresdurchschnitt 2012: 115,9

Tabelle 4. Investitionskosten Gewerbebetrieb nach Kostenpositionen in EUR

Quelle: BKI, 2012; eigene Berechnungen und Darstellung, 2013.
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er oder später abnütz en, müssen laufende Aufwendungen 
erbracht werden um die angestrebte Nutz ungsdauer zu er-
reichen. Die Nutz ungsdauer des Gewerbebetriebs wird mit 
50 Jahren angenommen. 
Laut Hellerforth (2006, S.36) sind mit jährlichen Folgekosten 
bei Büro- und Verwaltungsgebäuden von 8,5% der Bau-
kosten zu rechnen. Somit belaufen sich die laufenden Kosten 
jährlich auf knapp 900.000 EUR.
Während des Betriebs fallen soziale Kosten auf Grund von 
Emissionen an. Die in der Berechnung berücksichtigten 
Emissionen beinhalten Schwefeldioxid (SO2), Stickoxide 
(NOx), fl üchtige organische Verbindungen ohne Methan 
(NMVOC), Methan (CH4), Kohlendioxid (CO2), Distickst-
off monoxid (N2O), Ammoniak (NH3) und Feinstaub (PM10). 
Die Luftemissionsrechnung der Statistik Austria und des 
Umweltbundesamtes (Baud & Strasser, 2012) liefern Zahlen 
zur quantitativen Ausstoßmenge von Luftschadstoff en nach 
Branchen in Österreich. Anhand dieser Daten und der Be-
triebszählung nach ÖNACE-Klassen (Statistik Austria, 2012) 
wird der Mitt elwert der Ausstoßmenge je Luftschadstoff  über 
alle Branchen herangezogen. 
Die Studien der European Environment Agency (EEA, 2011) 
und Anthoff  et al. (2011) bieten die Grundlage zur monetären 
Bewertung der einzelnen Schadstoff e auf Basis von Gesund-
heitsschäden an Menschen und Umweltschäden sowie Gren-
zvermeidungskosten. Die mitt leren sozialen Kosten eines 
durchschnitt lichen Betriebes betragen demnach 539.803 EUR 
jährlich.

Nutz en
Der Nutz en der Gewerbenutz ung ergibt sich aus den 
eingesparten Kosten, die bei derselben Entwicklung auf der 
grünen Wiese entstanden wären. Diese Kosten umfassen 
die Grundstückskosten, Errichtungs- und Erhaltungskosten 

des Bauwerks sowie Bau und Unterhalt der technischen In-
frastruktur. Letz tere werden mit Hilfe des NIKK (Niederös-
terreichischer Infrastruktur-Kosten-Kalkulator) errechnet. 
Weitere Kosten entstehen in Form von größeren Zeitaufwän-
den für die Beschäftigten, die als Nutz en der Brachfl äche-
nentwicklung zuzurechnen sind.
Da von einer Nutz ung der grünen Wiese als Entwick-
lungsstandort abgesehen wird, bleibt das Ökosystem auf 
dem Standort außerhalb des Siedlungsgebiets erhalten und 
somit auch seine Leistungen.
Neue Arbeitsplätz e für die Region oder die dadurch er-
wirtschaftete zusätz liche Wertschöpfung eines Gewerbebe-
triebs werden in der Kosten-Nutz en-Analyse ausgeklammert, 
da nur die Nutz endiff erenz zum Alternativstandort erhoben 
werden. Zudem sind generell Wertschöpfungs- und Beschäf-
tigungseff ekte nicht Teil einer Kosten-Nutz en-Analyse.
Als Vergleichsfl äche dient die alternative Entwicklungsfl äche 
auf der „grünen Wiese“, die bewaldet ist. Das Grundstück 
ist wegen seiner Lage und Widmung als Grünland billiger 
in der Anschaff ung als das Brachfl ächengrundstück. Sein 
Preis beläuft sich auf 1.000.000 EUR. Somit geht die Diff er-
enz der Grundstückspreise (400.000 EUR) in die KNA auf der 
Kostenseite ein.
Die einmaligen Investitionskosten der Errichtung, die laufen-
den Folgekosten sowie die sozialen Kosten externer Eff ekte 
sind dieselben wie bei der Brachfl ächenentwicklung. Die 
Kosten für die Erschließung der Fläche müssen erst erbracht 
werden, da es sich hier um ein unerschlossenes Grundstück 
außerhalb des Siedlungsgefüges handelt.  
Die Errichtungskosten der technischen Infrastruktur be-
laufen sich auf 823.750 EUR für die äußere Erschließung. Die 
jährlichen Erhaltungskosten betragen 8.500 EUR. Zusam-
menfassend stellt Tabelle 5 die Investitionskosten der Gewer-
beansiedlung auf der Brachfl äche und auf der alternativen 
Fläche auf der grünen Wiese gegenüber.

Tabelle 5. Gegenüberstellung der Investitionskosten der
Gewerbeansiedlung auf der Brach- und der Alternativfl äche

Quelle: eigene Berechnungen und Darstellung, 2013.
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Der Nutz en aus den eingesparten Zeitkosten ergibt sich aus 
der besseren Erreichbarkeit der innerorts gelegenen Brach-
fl äche gegenüber einem Standort außerhalb des Siedlungs-
gefüges. Beschäftigte eines solchen Gewerbebetriebs müssen 
längere Wege in Kauf nehmen. Nicht nur die Anfahrtszeit zur 
Arbeit, auch Erledigungen und Einkäufe in der Mitt agspause 
und Fahrten zu Freizeit- oder Weiterbildungsaktivitäten 
verlängern sich bei entsprechender Standortwahl eines Be-
triebes. Laut VCÖ (Verkehrsclub Österreich, 2010) überwin-
den NiederösterreicherInnen im Durchschnitt  35 km pro Tag. 
Prokop und Birli (2012) gehen von einer 20% längeren tägli-
chen Wegdistanz bei EinwohnerInnen von Streusiedlungen 
im Vergleich zu BewohnerInnen von Ortskernen aus. Es wird 
angenommen, dass ein Arbeitsplatz  an einem entfernteren 
Standort ebenso eine 20% längere tägliche Strecke nach sich 
zieht. Um diese Zeitersparnis monetär zu bewerten, werden 
die Zeitkostensätz e aus den Richtlinien und Vorschriften 
für das Straßenwesen (RVS, 2010, S.23) herangezogen. Laut 
Statistik der Mobilitätsbefragung (Amt der NÖ Landesregier-
ung, 2008, S.37) sind in Niederösterreich dem werktäglichen 
Personennormalverkehr 7% dem Geschäftsverkehr, 24% dem 
Berufspendelverkehr und 69% dem Ausbildungs-, Freizeit-, 
Einkaufs- und Erledigungsverkehr zuzurechnen. Da der Ar-
beitsplatz  Ausgangs- oder Endpunkt jedes Reisezwecks an-
nehmen kann, werden diese Anteile ohne weitere Anpassung 
in die Berechnung der Zeitkosten einbezogen.
Bei einer Durchschnitt geschwindigkeit von 50 km/h, 200 Ar-
beitstagen pro Jahr und 109 ArbeitnehmerInnen ergeben sich 
rund 31.000 EUR an jährlichen Zeitkosten.
Ein weiterer zurechenbarer Nutz en betriff t die Alternativ-
fl äche, auf der weiter Ökosystemleistungen statt fi nden kön-
nen, wenn auf der Brachfl äche eine Entwicklung erfolgt. Auf 
der Grundlage der Berechnungen von Chiabai, et al. (2008) 
und Costanza et al. (1997) ergibt sich ein gesamter Grenznut-
zen von 1.792 EUR.

4.2.4.  Nutz ungsvariante Wohnsiedlung

Kosten
Einmalige Investitionskosten beinhalten Altlasterkundung, 
Abriss und Entsorgung des Altbestandes, den Grundstück-
spreis, die Errichtung der Gebäude sowie die dazugehöri-
gen Außenanlagen. Die Erschließung der Fläche ist bereits 
vorhanden und zählt somit nicht mehr zu den Investitions-
kosten. Die entsprechenden Hausanschlüsse sind in den Bau-
kosten enthalten.
So wie auch bei der vorigen Nutz ungsvariante liefert das 
Baukosteninformationszentrum Deutscher Architekten-
kammern (BKI) die Baukostenkennwerte für den Bau von 
Wohngebäuden. Die verwendeten Richtwerte beziehen sich 
auf Mehrfamilienhäuser mit bis zu sechs Wohneinheiten mit-
tleren Standards. Als Bebauungsform wird großvolumiger 
Wohnbau in Bauklasse II gewählt. Die Gebäude umfassen 75 
Wohneinheiten, die Platz  für 162 BewohnerInnen bieten.
Für die Kostenpositionen Grundstück und Errichtung des 
Gebäudes ergeben sich einmalige Kosten von ca. 17 Mio. EUR 
(exkl. MwSt.). Tabelle 6 gibt die gesamten Investitionskosten 
zusammengefasst wider. 
Die l aufenden Kosten einer Wohnsiedlung entstehen durch 
die Nutz ung und der damit verbundenen Abnutz ung der 
Gebäudebestandteile. Die Nutz ungsdauer der Siedlung 
wird mit 50 Jahren angenommen. Laut Kolbitsch et al. (2008) 
liegen im Wohnbau die aufsummierten jährlichen Objekt-
folgekosten nach 66 Jahren beim Wert der Errichtung des 
Objekts. Daraus ergibt sich ein jährlicher Aufwand von ca. 
234.500 EUR. 
Im Gegensatz  zur technischen Infrastruktur stellen die Kosten 
für soziale Infrastruktur zusätz liche Kosten dar, die im Pla-
nungsnullfall nicht entstehen. Daher sind sie in die KNA zu 
integrieren. Es wird die Annahme getroff en, dass durch die 

Tabelle 6. Investitionskosten Wohnsiedlung nach Kostenpositionen in EUR

Quelle: BKI, 2012; eigene Berechnungen und Darstellung, 2013.
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Siedlungsentwicklung keine neu zu errichtenden Einrichtun-
gen erforderlich werden. Lediglich die Zurechnung der Er-
haltungskosten für Kindergarten, Volksschule und sonstigen 
Einrichtungen hat zu erfolgen. 
Die jährlichen Erhaltungskosten sind mitt els NIKK berechnet 
und machen 7.943 EUR pro Jahr aus.

Nutz en
Der Nutz en von Wohnobjekten zeigt sich durch die 
eingesparten Kosten, die bei derselben Entwicklung auf 
dem alternativen Standort auf der grünen Wiese entstanden 
wären. Diese Kosten umfassen technische und soziale In-
frastruktur. Die genannten Kosten sind nach ihren Herstel-
lungs- und Erhaltungskosten abzubilden und mit dem NIKK 
hergeleitet. Weitere zurechenbare Nutz en sind vermiedene 
Kosten aufgrund kürzerer Wege im Vergleich zu Ansiede-
lungen außerhalb des Siedlungskerns sowie das Fortbeste-
hen von Ökosystemen und deren Leistungen auf der nicht 
entwickelten Fläche.
In Tabelle 7 werden die einmaligen Investitionskosten beider 
Entwicklungsvarianten verglichen. 
Der Nutz en aus der eingesparten Zeit ergibt sich, wenn tägli-
che Wegdistanzen ausgehend von beiden Entwicklungs-
fl ächen betrachtet werden. Die Alternativfl äche liegt in einem 
Streusiedlungsgebiet, wo es erforderlich ist längere Strecken 
zurückzulegen um in die Arbeit, Ausbildung, zum Einkaufen 
etc. zu kommen. Wie zuvor wird auch hier auf Basis der ver-
wendeten Quellen (VCÖ, 2010; Schweizer Bundesamt für 
Raumentwicklung, 2006) von einer durchschnitt lichen tägli-
chen Wegelänge pro EinwohnerIn von 35 km ausgegangen, 
die sich um 20% erhöht, wenn es sich um BewohnerInnen 

von Streusiedlungen handelt. 
Ein Fünftel mehr an täglich zurückgelegter Distanz bedeu-
ten zusätz liche 7 km pro Tag. Die monetäre Bewertung der 
eingesparten Zeit erfolgt wieder über die Zeitkostensätz e aus 
den Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen (RVS, 
2010, S.23). 
Die anteilsmäßige Aufteilung der Reisezwecke des Personen-
normalverkehrs entstammt der Statistik der Mobilitätsbefra-
gung (Amt der NÖ Landesregierung, 2008, S.37). Auf Grund 
der Annahme einer durchschnitt lichen Geschwindigkeit von 
50 km/h und bei einer Wohnbevölkerung von 162 Personen 
in der neu entwickelten Wohnsiedlung ergeben sich jährliche 
Zeitkosten von rund 85.000 EUR.
Wie bei der Gewerbeansiedlung tritt  ein zusätz licher Nutz en 
in der Höhe von 1.792 EUR ein, wenn auf der alternativen, 
nicht entwickelten Fläche weiterhin Ökosystemleistungen 
erbracht werden. 

4.3.  Ergebnisse 
Der Betrachtungszeitraum der Analyse umfasst 50 Jahre. Für 
jede Nutz ungsvariante werden die Investitionskosten im er-
sten Jahr, dem Jahr der Begrünung bzw. der Errichtung der 
Be b auung, und die laufenden Kosten über die restlichen 49 
Jahre abgebildet. Dies geschieht ebenfalls für die Nutz en-
eff ekte, die einmalig oder jährlich anfallen. Der sich daraus 
ergebende Saldo aus Kosten und Nutz en wird für jedes Jahr 
berechnet und mit dem Diskontierungszinssatz  von 1% abge-
zinst. Als Ergebnisvariablen wird der Nett ogegenwartswert 
(NGW) für jede Alternative errechnet wie auch das Quotien-
tenkriterium (QK). 

Tabelle 7. Gegenüberstellung der Investitionskosten für Siedlungsentwicklung 
auf der Brach- und Alternativfl äche auf der grünen Wiese

Quelle: eigene Berechnungen und Darstellung, 2013.
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Tabelle 8 zeigt die Zusammenfassung der Ergebnisse der 
KNA je Variante und deren Reihung entsprechend den Ent-
scheidungsregeln.
Der NGW der Renaturierungsvariante ist m it fast 2 Mio. EUR 
im minus. Dies ist hauptsächlich auf die hohen Investitions-
kosten zurückzuführen. Der Nutz en kann die anfänglichen 
Ausgaben nur in geringem Maß aufwiegen. Der NGW rea-
giert auf den äußerst gering angenommenen Erholungsnut-
zen von 73 EUR/Jahr kaum. Erst wenn ein gesamter jährlicher 
Erholungsnutz en von ca. 55.000 EUR veranschlagt wird, er-
gibt sich ein positiver NGW. Bei 1.500 BesucherInnen, die pro 
Jahr bereit wären ca. 37 EUR für eine Jahreskarte auszugeben, 
kann dieser Wert erreicht werden. Unter der Annahme dass 5 
Besuche pro Jahr erfolgen, ergibt sich eine erforderliche Zah-
lungsbereitschaft von ca. 7 EUR pro Besuch. In diesem Fall 
liegt der NGW bei 56.887 EUR und der QK bei 1,03. 
Im Vergleich mit den Ergebnissen der anderen Nutz ungsva-
rianten ist die Variante der Renaturierung der Brachfl äche je-
doch auf Grund der geringen Ergebniswerte nicht vorrangig 
zu empfehlen.
Auch in dem Fall, dass für den/die EntwicklerIn – wahr-
scheinlich die Gemeinde – keine Grundstückskosten anfal-
len, stehen die übrigen Investitionskosten für die Renaturie-
rung in keinem ausgeglichenen Verhältnis zu den geringen 
Nutz eneff ekten. Der gesamte jährliche Erholungsnutz en 
müsste einen Wert von ca. 14.000 EUR annehmen um die Ko-
sten aufzuwiegen. Dies entspricht, bei 1.500 Nutz erInnen der 
Erholungsfl äche, einer jährlichen Zahlungsbereitschaft von 
ca. 9 EUR pro Person bzw. bei 5 Besuchen im Jahr ca. 2 EUR 
pro Besuch.
Die Ergebnisse der KNA Gewerbeansiedlung zeigen mit 
einem positiven NGW und einem QK über 1, dass der Ent-
wicklung auf der Brachfl äche im Vergleich zur „grünen Wie-
se“ eindeutig der Vorzug zu geben ist. Es ist zu sehen, dass 
der Vorteil der niedrigeren Investitionskosten noch weiter 
und auf höherem Niveau ausgebaut werden kann, wenn die 
Betrachtung über einen längeren Zeitraum erfolgt.
Auch bei der Wohnsiedlungsentwicklung auf der Brachfl ä-
che ist das Ergebnis ein positiver NGW. Mit ca. 3,7 Mio. EUR 
beträgt der Wert mehr als das Doppelte als bei der Gewerbe-
betriebsansiedelung. Der QK über 1 zeigt an, dass die Nutz en 
im Verhältnis zu den Kosten überwiegen. Dabei nehmen die 

eingesparten Zeitkosten den größten Anteil der Nutz en ein. 
Bei der Wahl zwischen mehreren Alternativen, gilt die Ent-
scheidungsregel die Alternative mit maximalem NGW zu 
wählen. Nachgeordnet entscheidet das QK. In diesem Fall 
ist das Ergebnis eindeutig. Die Nachnutz ung der Brachfl äche 
mit Wohnsiedlung hat nicht nur den höchsten NGW, son-
dern auch den höchsten QK. Die Variante der Renaturierung 
scheidet auf Grund des negativen NGWs als Alternative aus. 
Auch wenn die Grundstückskosten bei dieser Variante un-
berücksichtigt bleiben, liegt der NGW im negativen Bereich 
und kann damit nicht das erste Kriterium der Entscheidungs-
regeln erfüllen.

4.4.  Sensitivitätsanalyse
Im Zuge der Sensitivitätsanalyse werden verschiedene Ein-
gangsparameter der KNA verändert, um die Auswirkungen 
auf die Ergebnisse zu testen. Tabelle 9 zeigt die Resultate der 
Sensitivitätsanalyse. In Abbildung 5 und 6 sind die Resultate 
in grafi scher Form dargestellt.
Zu beobachten ist, dass die Variante der Wohnsiedlu  ng in 
allen Fällen die besten Ergebnisvariablen produziert. Die Re-
naturierungsvariante reagiert sensibel a uf Preissteigerungen 
bei einmaligen Investitionskosten, gleichzeitig zieht die Ver-
drei- bzw. Verzehnfachung der Nutz eff ekte keinen positiven 
NGW nach sich. Da Wohn- und Gewerbeansieldung den grö-
ßeren Nutz en aus bereits bestehenden Ökosystemleistungen 
für sich beanspruchen können, bleiben diese Varianten der 
Renaturierung überlegen. Außer bei der Anpassung der Zeit-
kosten und der Diskontierungsrate, verändern sich die Er-
gebnisse der Gewerbe- und Wohnsiedlungsentwicklung um 
denselben Betrag, daher bleibt die Überlegenheit der Wohn-
siedlungsvariante bestehen. 

5.  Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen
Die Kosten-Nutz en-Analyse zeigt, dass die Nachnutz ung 
durch Wohnsiedlungen und Gewerbebetriebe auf der Brach-
fl äche trotz  den Kostenpositionen Altlastenerkundung und 
Abriss und Entsorgung des Altbestands insgesamt kosten-

Tabelle 8. Übersicht über die entscheidungsrelevanten Kriterien für jede 
Nachnutzungsalternative und deren Rang im Vergleich

Quelle: eigene Berechnungen, 2013.
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günstiger ist, als eine Entwicklung auf der grünen Wiese. 
Die Nachnutz ungsvariante Wohnsiedlung stellt mit einem 
Nett ogegenwartswert von 3.751.259,48 und einem Quoti-
entenkriterium von 5,66 die effi  zienteste Alternative dar. 
Bei einer Ansiedlung eines Gewerbebetriebs ergeben sich 
ein Nett ogegenwartswert von 1.649.550,72 und ein Quoti-
entenkriterium vom 3,05. Diese beiden Varianten erfüllen 
somit die zwei Entscheidungsregeln. Die Renaturierungsva-
riante schneidet mit einem negativen Nett ogegenwartswert 
(-1.857.650,85) und einem Quotientenkriterium von 0,03 am 
schlechtesten ab. Allerdings ist in dieser Berechnung der Er-
holungswert für Nutz erInnen relativ niedrig angenommen 
worden. Ein positiver Nett ogegenwartswert ergibt sich bei 
einer jährlichen Zahlungsbereitschaft der Nutz erInnen von 
ca. 55.000 EUR. Nach ökonomischen Gesichtspunkten stellen 

jedoch die Nachnutz ungsvarianten Wohnen und Gewerbe 
nach wie vor effi  zientere Alternativen dar. 
Die Sensitivitätsanalyse zeigt, dass auch wenn eine Altlasten-
sanierung erforderlich ist, bei den Varianten Gewerbe- und 
Wohnansiedlung die Nutz en überwiegen. Es fallen dann 
aber nicht nur höhere Investitionskosten an, sondern kann 
auch eine erhebliche zeitliche Verzögerung der Entwicklung 
bedeuten. Ungeachtet dessen hat die Beseitigung einer Bo-
denkontamination jedenfalls zu erfolgen, wenn erhebliche 
Gefahren für die Gesundheit des Menschen oder die Umwelt 
bestehen. 
Das vorteilhafte Ergebnis der Brachfl ächenwiederverwertung 
gegenüber einem unerschlossenen Gebiet wird maßgeblich 
durch die nur im zweiten Fall zu errichtende Infrastruktur 

Tabelle 9. Sensitivitätsanalyse aller Nutzungsvarianten

Quelle: eigene Berechnungen, 2013.
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Abb. 5. Ergebnisvariable NGW für KNA und Sensitivitätsanalyse

Quelle: eigene Berechnungen, 2013. 

Abb. 6. Ergebnisvariable QK für KNA und Sensitivitätsanalyse
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und deren Erhaltung beeinfl usst. Diese Mehrausgaben hat 
in den meisten Fällen die Gemeinde zu tragen. Wenn jedoch 
Tools wie der NIKK (Niederösterreichischer Infrastruktur-
kosten-Kalkulator) bereits in der Planungsphase eingesetz t 
werden, können Folgekosten abgeschätz t und somit ins 
Entscheidungskalkül einbezogen werden. Weniger beachte-
te Kosten entstehen durch längere tägliche Wegdistanzen. 
Diese stellen den höchsten Anteil an laufenden Kosten in der 
Kosten-Nutz en-Analyse dar, die bei BewohnerInnen oder 
ArbeitnehmerInnen anfallen, die außerhalb des Siedlungsge-
füges wohnen bzw. arbeiten. Während sich Menschen ihren 
Wohnort selbst aussuchen können, steht der Standort der Be-
schäftigung meist nicht zur Wahl. Anzumerken ist, dass Ge-
werbebetriebe bestimmter Branchen nicht in der Nähe von 
Wohnstandorten angesiedelt werden dürfen und somit ein 
Standort gewählt werden muss, wo keine Beeinträchtigun-
gen der NachbarInnen statt fi nden. Dieser Umstand wurde in 
der Analyse jedoch nicht berücksichtigt.
Die betrachtete Brachfl äche befi ndet sich in einer Gunstlage 
mitt en im Siedlungskern, wo Infrastruktur bereits vorhanden 
und die Nahversorgung durch diverse Dienstleistungen ge-
sichert ist. Zudem kann der öff entliche Verkehr besser aus-
gelastet werden, wo hingegen Entwicklungen in Randlagen 
weitere Kosten für verlängerte Routen, neue Haltestellen etc. 
nach sich ziehen. Gegebenenfalls muss auch der Bedarf an 
weiteren Bildungseinrichtungen und Grün- und Freiräumen 
gedeckt werden. 
Wie bereits oben erwähnt, ist die Renaturierungsvariante 
laut der durchgeführten Kosten-Nutz en-Analyse nicht zu 
empfehlen. Wird jedoch die Zahlungsbereitschaft der Nutz e-
rInnen miteinbezogen, ergibt sich ein diff erenzierteres Bild. 
Ist eine Entwicklung eines innerorts gelegenen Parks von 
Seiten der Gemeinde erwünscht, ist diese Variante zu befür-
worten, da sich Kosten und Nutz en in dem Fall die Waage 
halten. Unter dem Aspekt, dass die Entwicklung von Vege-
tation längere Zeiträume in Anspruch nimmt, bedarf es einer 
langfristigen Sicherung der Fläche, um den vollen Nutz en 
aus Ökosystemleistungen ziehen zu können. Im Gegensatz  
dazu kann sich der Bedarf einer Gemeinde an Wohn- und 
Betriebsgebieten relativ rasch ändern. 
Die Sinnhaftigkeit einer Renaturierung im Ortszentrum kann 
aber vor allem dann bezweifelt werden, wenn gleichzeitig 
die Entwicklung von Wohn- und Betriebsansiedlungen auf 
der grünen Wiese geschieht und damit an anderer Stelle in-
takte Ökosysteme, die unter Anderem auch für Erholungs-
zwecke genutz t werden, zerstört werden.
Generell weisen die Ergebnisse der Kosten-Nutz en-Analyse 
darauf hin, dass bestehende Ökosysteme solange nicht als 
Entwicklungsstandorte genutz t werden sollten, als volks-
wirtschaftlich günstigere Alternativen existieren.
Abschließend muss noch einmal erwähnt werden, dass eine 
Kosten-Nutz en-Analyse nie allein als Entscheidungsgrundla-
ge dienen sollte. Die Kosten-Nutz en-Analyse wie sie in vor-
liegender Arbeit angestellt wird, hat den Zweck, die relativen 
Vorteile von Entwicklungen auf Brachfl ächen im Vergleich 
zu Standorten außerhalb des Siedlungsgefüges zu unter-
suchen und die oft übersehenen Ökosystemleistungen und 
deren Nutz en in die Analyse zu integrieren. Mit der mone-
tären Bewertung stellt sie damit zur Entscheidungsfi ndung 
wesentliche Argumente zur Verfügung. 

In der Praxis stellt die Bedarfsermitt lung den Ausgangspunkt 
von Standortabwägungen einer Gemeinde dar. Bei der Ent-
scheidung, welche Flächen für eine Entwicklung in Frage 
kommen sollten demnach auch Brachfl ächen miteinbezogen 
werden. Bei diesen Überlegungen kann eine Kosten-Nutz en-
Analyse eine volkswirtschaftliche Sicht unterstütz en. Die ge-
samtwirtschaftliche Sicht ermöglicht Kostentransparenz bei 
Folgekosten und kann zu einer ressourcenschonenden Nut-
zung von Boden beitragen, sofern die Abwägung geeigneter 
Alternativen statt fi ndet. Denn eine Kosten-Nutz en-Analyse 
zeigt nur innerhalb der betrachteten Alternativen die Effi  zi-
enteste an. Als zusätz liches Kriterium sollten Güte und Öko-
systemleistungen des Bodens samt Vegetation einbezogen 
werden. Der Nutz en intakter Ökosysteme muss in Standor-
tüberlegungen integriert werden, um ein möglichst vollstän-
diges Bild der Auswirkungen zu erhalten. 
Brachfl ächen können als Potentiale einer Gemeinde ange-
sehen werden, die es zu nutz en gilt. Ein Überblick über die 
verfügbaren Flächen, um konsequente Innenentwicklung zu 
betreiben, ist somit notwendig. Hier bietet sich ein Brachfl ä-
chenkataster an, der öff entlich zugänglich gemacht wird, um 
InteressentInnen alle Möglichkeiten der Standortwahl für 
Entwicklungen aufzeigen zu können. 
Flächen, die bereits gut ausgestatt et und frei von Kontamina-
tionen sind, werden vermutlich als sogenannte Selbstläufer 
keine Unterstütz ung bei der Wiedernutz ung benötigen. Für 
jene Flächen die Risiken hinsichtlich Kosten und Zeitspanne 
der Wiedernutz barmachung bergen, braucht es jedoch Stra-
tegien, die eine Aufb ereitung von Seiten der öff entlichen Sek-
tors ermöglicht. 
Im Bereich von Wohnansiedlungen bedarf es der Bewusst-
seinbildung, wie Wohnstandortentscheidun gen vor allem 
Mobilitätsausgaben (inklusive Zeitkosten) beeinfl ussen, die 
direkt von den Bewoh nerInnen getragen werden. 
Allein Bekenntnisse zu einer nachhaltigen Siedlungsform 
reichen nicht aus, um das übergeordnete Ziel einer nachhal-
tigen Siedlungsentwicklung zu erreichen. Instrumente sind 
zwar vorhanden, jedoch können Faktoren wie das politische 
Umfeld, rechtliche Rahmenbedingungen oder ökonomische 
Überlegungen eine solche Entwicklung zusätz lich hemmen.
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1.  Introduction
Due to the natural and environmental conditions, Austria 
is predestined for the use of hydropower. Currently (2012), 
65.7 % of total electricity produced in Austria comes from 
hydroelectric installations; this corresponds to an amount 
of annually 47,570 gigawatt  hours (GWh). The total number 
of hydropower plants in Austria is 2,795 with an entire in-
stalled capacity of 13,350 megawatt  (MW). There is a strong 
tendency towards small-scale hydropower with a capacity 
less than 10 MW, accounting for a number of 2,637 plants in 
total. Regarding the type of hydropower technology, 2,684 
are run-of-river plants, while the number of storage power 
plants amounts to merely 111 (Energie-Control Austria, 
2013a and 2013b, online).
Although more than half of the total electricity produced 
already comes from hydropower installations, there is still 
substantial potential for new hydropower facilities, especial-
ly for small-scaled ones. According to the hydropower po-
tential study of PÖyry Energy (2008:64), the potential which 
is eff ectively exploitable is 13,000 GWh.1 The intensifi ed use 
of renewable energy sources represents the core element of 
a sustainable and future-oriented energy policy. Beside the 
utilisation of wind, biomass and photovoltaic potentials, a re-
alizable hydropower expansion of 3,500 GWh is stipulated in 
the Austrian energy strategy (Bmlfuw, 2010:79ff ). Prior to the 
Austrian energy strategy, the master plan for the expansion of 
hydropower utilisation was presented in 2008 and envisages 
an increase of hydropower use by 7,000 GWh until 2020 (VeÖ, 
2008:10ff ). Furthermore, the intensifi ed use of hydroelectric 
power was established by law in 2011. The green electricity 
act aims to increase hydropower generation by 4,000 GWh 
in the period 2010 to 20202 (Bgbl, 2011, §4). Currently, 16 hy-
dropower projects are nationwide in the construction process 
with a focus on small-scale hydropower stations and run-
of-river technology. Furthermore, 30 concrete hydropower 
plants are in the stage of planning, again most of them in the 

1  This value corresponds to the estimate of reduced techno-eco-
nomic potential which excludes potentials located in regions 
with a high degree of sensibility such as national parks and 
world heritages. However, the indicated hydropower potential 
does not consider reductions due to the possible restrictions im-
posed by the European Water Framework Directive (WFD).

2  This target value includes the eff ect of revitalisation measures 
and the extension of existing facilities.

form of run-of-river plants. (Oesterreichs Energie, 2012:16f).
One of these projects lies in the province of Styria. The hydro-
power station, known as “Murkraftwerk Graz” is planned to 
be built within the city limits of Graz along the river Mur3, 
in the part of town called Puntigam. The project is being im-
plemented by “Energie Steiermark AG” in collaboration with 
“Verbund”, Austria’s leading electricity company and one of 
Europe’s largest hydropower producers. The overall invest-
ment volume of the project is € 95 million. Total installed ca-
pacity will be 16.3 megawatt  (MW).4 With this, an electricity 
amount of 74 GWh per year can be generated. Hence, about 
20,000 households can be provided with green electricitiy 
from the power station (Energie Steiermark, 2010a and 
2010c, online; Dobrowolski and Schleich, 2009:10). The con-
struction works are scheduled to start in autumn 2013; the 
completion and start-up of the power plant is planned for the 
end of 2015 (Energie-Steiermark, 2010d, online).
On the one hand, the power plant will contribute to the emis-
sion-free generation of electricity from domestic hydropower 
and a sustainable energy supply (Pistecky, 2010:4). On the 
other hand, the project is criticised due to the environmental 
impacts that arise from the power plant. Consequently, the 
hydropower scheme is associated with a trade-off  between 
economic and climate-related advantages and the nega-
tive environmental side eff ects. The aim of this paper is to 
examine public preferences for the multiple impacts of the 
planned hydropower station in Graz-Puntigam. The empha-
sis is placed on public perception of the population living 
around the project.

2.  Methodological basis
The multiple impacts associated with the construction of 
the new hydropower plant such as the improvement of se-
curity of supply, environmental or recreational impacts can 
be seen as externalities that need to be taken into account 

3  Graz represents the provincial capital of Styria and is situated 
about 150 km south-west of Vienna, the capital of Austria. The 
number of inhabitants amounts to 265,778 (per 1.1.2013). With 
this, Graz is the second largest city in Austria (Land Steiermark, 
2013:1).

4  With this, the planned hydropower station ranks among the 
large-scale projects. Smale-scale facilities, by contrast, are de-
fi ned to have a capacity of less than 10 MW.
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when investing in new hydropower facilities. However, this 
is often fraught with diffi  culties since externalities are usu-
ally not refl ected in market prices. Hence, it is very diffi  cult 
to assign a monetary value on something that is not traded 
and does not aff ect individual actions in the normal manner 
(Hausman, 1993:4; Carson, 1999:1). This is why stated pref-
erence techniques creating hypothetical markets in which 
people have the opportunity to buy the non-market good in 
question gained increasing importance in the past. Beside the 
contingent valuation (CV) method which has a long tradition 
in environmental economics, choice experiments (CE) have 
increasingly been used in the fi eld of environmental valua-
tion. Since CEs involve a broad att ribute based perspective 
(Adamowicz et al., 1998:29), the method appeared to be ap-
propriate to value the multiple impacts associated with the 
hydropower plant in Graz-Puntigam.
The CE method is based on the assumption that consumers 
derive utility from the properties or characteristics of a good 
and not from the good per se. This is formally known as the 
“Characteristics theory of value” fi rst presented by Lancaster 
(1966:133), and implies that the value of a good, service or 
policy (e.g. a hydropower station) can be expressed by its 
characteristics or att ributes (Ryan et al., 2001:55; Louviere et 
al., 2000:2). These att ributes have in turn diff erent levels. By 
varying att ribute levels (experimental design of a CE), “pack-
ages” or “bundles” of att ributes that refl ect diff erent states 
of the good in question are created. Individuals are then 
asked to choose their preferred alternative from a selection 
of two or more diff erent “packages”, which are described in 
terms of their att ributes and levels (Boxall et al., 1996:244; 
Bennett and Blamey, 2001:6).5 Such a selection of “packages” 
is known as the “choice set” or “choice card” (Boxall et al., 
1996:244). Typically, one of the att ributes used to describe the 
good in question is a price or cost factor. Furthermore, re-
spondents are usually asked to make a sequence of choices 
(Bennett and Blamey, 2001:6).6

The sequence of choice outcomes enables the analyst to 
gain four major pieces of information. First, it can be shown 
which att ributes signifi cantly infl uence respondent’s choice. 
Second, it is possible to gain information on the implied rank-
ing of the att ributes used in the CE. Third, the inclusion of 
a monetary att ribute enables to elicit marginal willingness-
to-pay (WTP) for a one unit change in any signifi cant att rib-
ute, and fi nally, att ribute-based stated choice methods allow 
the researcher to value situational changes, i.e. to estimate 
WTP for a policy which changes more than one att ribute si-
multaneously (Boxall et al., 1996:244f; Adamowicz et al., 
1998:65; Lancsar and Savage, 2004:1; Liebe and Meyerhoff, 
2005:15ff ).

5  For further information see Alriksson and Öberg (2008:245f), 
Hanley et al. (1998a:2) and (1998b:44) or Liebe and Meyerhoff 
(2005:15f).

6  See also Boxall et al. (1996:244); Hanley et al. (1998a:2) and 
(1998b:414).

3.  Study design

3.1.  Questionnaire & choice experiment
In order to examine public preferences for the Murkraftwerk 
Graz, a comprehensive questionnaire has been developed 
over a 2-3 month time period based on a series pre-tests, as 
well as two discussion rounds with external experts. The fi -
nal questionnaire consisted of 43 questions divided into three 
main parts.7 The fi rst section contained questions about the 
respondents’ general att itude towards renewable energy, hy-
dropower use and the planned hydropower project. In the 
second part, respondents were asked to state their choices us-
ing six diff erent choice sets. The att ributes used in the choice 
experiment are presented in Table 1. The choice experiment 
was followed up by a number of debriefi ng questions related 
to the perceived complexity of the experiment, the relative 
importance of the att ributes, as well as the possible presence 
of protest responses. The fi nal part of the questionnaire fo-
cused on respondents’ demographic and socio-economic 
status like household size, number of children, profession, 
educational level or household income.
The fi rst att ribute used in the CE refers to the emission-free 
generation of electricity for local consumers and the associ-
ated improved security of supply. According to the project 
operator, the number of households able to be provided with 
electricity is estimated at approximately 20,000 (Dobrowoski 
and Schleich, 2009:10; Energie Steiermark, 2010a, online). 
In view of a conservative estimate the levels of electricity gen-
eration were fi xed to 5,000, 10,000 and 15,000 households.
Beside that, the development and construction of a new hy-
dropower plant cause impacts on the landscape and the eco-
system. Generally, the damming of a river and the associated 
loss of vegetation causes adverse eff ects on the landscape. 
Moreover, the visual barrier eff ect that is associated with 
dams has a negative infl uence on the appearance of the natu-
ral landscape (Pistecky, 2010:28). Other environmental con-
cerns related to the new hydropower project involve biodi-
versity impacts and a change in water quality. Furthermore, 
the damming of the river and vegetation clearance will lead 
to a loss of habitats along the river banks. Additionally, fi sh 
will be negatively aff ected by the hampered ability to pass 
the dam (Pistecky, 2010:18ff ). In view of the requirement to 
keep att ributes as simple as possible, the nature and land-
scape att ribute was included in the CE with two levels, name-
ly a small and a strong impact. With a strong impact, the 
natural habitats of fl ora and fauna, as well as the landscape 
are severely aff ected. A small environmental impact, by con-
trast, means that a strong emphasis is put on the preservation 
and protection of fl ora, fauna and landscape. By means of a 
near-natural design of the power plant and the implemen-
tation of extensive ecological accompanying measures, the 
hydropower plant is likely to merge harmoniously with its 
surroundings.
The third att ribute included in the CE describes possible fu-
ture recreational activities along the riverside. Generally, the 
power plant is expected to upgrade the urban area of Graz by 

7  A full version of the questionnaire is available upon request 
from the author.
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creating leisure space and recreational areas. This includes the 
linking of existing foot and cycling paths, as well as the provi-
sion of leisure activities like boating or canoeing. Additionally, 
the commercial benefi t of the hydropower project can be en-
hanced by the establishment of riverside localities like cafés 
or restaurants (Dobrowolski and Schleich, 2009:14; Energie 
Steiermark, 2010b, online; Pistecky, 2010:12).8 The att ribute 
has two levels. First, the new hydropower plant extends the 
possibilities for recreation. Second, the hydropower project 
creates adverse eff ects on public recreation. In this case no 
additional measures aiming at improving the possibilities for 
public recreation are adopted.
Finally, the monetary att ribute was specifi ed as an increase in 
respondent’s monthly electricity bill with six payment levels 
ranging between € 3 and € 18. Here, it is extremely important 
that people are familiar with the payment vehicle. This is usu-
ally the case when referring to utility bills (Carson, 1999:13).
In the questionnaire, the CE was introduced by an explana-
tory text, familiarizing respondents with the relevant att rib-
utes. Att ribute levels were communicated via pictograms. 
The visual (non-textual) representation of att ribute levels 
may contribute to a more homogeneous perception of the lev-
els (Adamowicz et al., 1998:13; Carson, 1999:11). However, 
photographs can give very diff erent impressions of an im-
pact, depending for instance on the angle from which a photo 
is taken (Meyerhoff et al., 2010:87). In order not to infl uence 
people’s perception of one att ribute or level compared to an-
other caused by the att ractiveness of a picture, simple picto-
grams in black and white colour shades have been used to 
communicate the levels of the att ributes. These pictograms 
were included in the choice cards as well, so as to improve 
the comprehensibility of the decision situations.
Choice sets were created using an effi  cient, randomized ex-
perimental design in the software package Sawtooth. Each 
choice set consisted of three alternatives, including an opt-out 
alternative referred to as “none of the two alternatives”. This 

8  Generally, there are ambiguous empirical results regarding the 
impact of hydro-electric power plants on recreational activities. 
See for instance Getzner (2012).

opt-out alternative was included in all choice sets avoiding 
that people are forced to (hypothetically) buy electricity from 
the hydropower plant (Dimitroupoulos and Kontoleon, 
2009:1846). The design was fi nally blocked into 30 versions, 
each containing six choice tasks. An example of a choice set 
is given in Figure 1.

3.2.  Sampling
In July 2011 the survey was implemented by a professional 
market research institute9 using a web-based survey. Yet, the 
programming of the online survey was carried out with the 
help of the software package Sawtooth. The survey agency 
only delivered the address data and was responsible for the 
distribution of the survey across respondents. With the help 
of the demographically balanced online panel of the survey 
agency it was possible to obtain a representative sample. The 
survey was distributed to 959 people living in Graz and its 
directly surrounding communities.10 The response rate was 
22.0 % meaning that 211 respondents completed the survey. 
Due to incompletely fi lled questionnaires and protest re-
sponses11 the sample size available for data analysis reduced 
to 199 observations.
In order to illustrate the representativeness of the sample, 
the main characteristics of the survey sample have been com-
pared with the total Styrian population from which the sam-
ple was drawn. First, Table 2 shows that representativeness 
is in principle given with respect to gender. There is a slight 

9  For more information see htt p://www.marketagent.com.
10  In total, Graz and its surrounding area (19 directly surrounding 

communities) have about 338,000 inhabitants. 21.6 % of them are 
living in one of the surrounding communities and 78.4 % have 
their residence in the city of Graz. This distribution is roughly re-
fl ected in the sample with 75.2 % of the respondents living within 
the city limits of Graz and 24.8 % living in one of the surrounding 
communities. The respondents from the area around Graz are 
thereby equally allocated among all surrounding communities.

11  Based on a debriefi ng question of the CE, 12 respondents were 
able to be categorised as protest responses. These observations 
were excluded from the subsequent analysis.

Table 1. Attributes and levels used to describe the hydropower plant

Source: Author’s own elaboration.
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surplus of male respondents compared to the total Styrian 
population.12

The age structure corresponds in principle to that of the total 
population in Styria (see Table 2). However, the age category 
older than 59 years is proportionally low compared to the to-
tal Styrian population.13 The same applies to the age group 

12  Due to a lack of reliable data for the area of Graz and surround-
ings, the sample is compared to the whole province of Styria.

13  This underrepresentation may be due to the data collection 
method, since the older population is usually less familiar with 
online surveys or the internet in general.

18-19 years which is also slightly underrepresented in the 
sample. In contrast, respondents aged between 20-29 years 
are stronger represented with a proportion of 26.1 % in the 
sample compared to 17.5 % in the total population. The mean 
age in the regional sample is 40.9 years (standard deviation: 
14.2 years; median: 41 years).
With respect to the educational situation, the sample is 
somewhat higher educated than the total population.14 

14  As an aside, sample characteristics were here compared with the 
population of the district “Graz-Stadt”.

Source: Author’s own elaboration. 

Fig. 1. Choice set example

Table 2. Gender and age of respondents compared to total population

Source: *STATISTIK AUSTRIA (2011a:48 and 2011b:72)
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Respondents with a higher school certifi cate are consider-
ably overrepresented while lower educated people (com-
pulsory school, apprenticeship and professional school) are 
signifi cantly underrepresented compared to the total popula-
tion of Graz. Finally, the distribution of disposable monthly 
household income shows that the sample is slightly skewed 
towards those with lower incomes. The median income cat-
egory corresponds to € 1,501-2,000 which is considerably be-
low median household income in Austria of approximately 
€ 2,490 (Statistik Austria, 2011a:248).

4.  General att itude towards the 
planned hydropower project
Before we go deeper into public preferences for the multi-
ple impacts associated with the hydropower project in Graz-
Puntigam, people’s general att itude and knowledge towards 
the hydropower project is analysed. First, there is a general 
agreement upon the importance of renewable energy use. 
The majority of the respondents (82.9 %) regard the intensi-
fi ed use of renewable energy sources in the future as very 
important. Further 16.1 % state that it is rather important. 
Only a minority of 1.0 % consider the prospective expansion 
of renewable energy as unimportant.
Furthermore, most respondents have a very positive (43.2 %) 
or rather positive (52.3 %) att itude towards hydropower uti-
lisation in Austria. The share of people with a negative at-
titude is considerably low with 3.5 % being rather negative 
and 1.0 % very negative towards hydropower use (see Figure 
2). Regarding people’s att itude towards the construction of 

new hydropower plants along the river Mur15, a quite dif-
ferent picture is provided. The proportion of people exhibit-
ing a very positive att itude towards hydropower expansion 
along the Mur amounts to 33.7 %, a signifi cantly lower value 
as compared to the very positive att itude towards hydro-
power use in general. A similar result is given for the cat-
egory “rather positive” whereas the diff erence is not as large 
as before (48.2 % versus 52.3 %). In contrast, the share of re-
spondents having a rather negative att itude towards the con-
struction of new hydropower plants along the Mur is with 
15.1 % signifi cantly higher as before. The same applies to the 
category “very negative”. In total, 3.0 % of the respondents 
are very negative towards hydropower expansion along the 
Mur (see Figure 2). Consequently, people are in general pro 
hydropower. However, if hydropower plants are to be built 
along a nearby river people’s acceptance will diminish. This 
provides confi rmation of the famous “Not in my backyard” 
phenomenon.
Regarding the specifi c hydropower project in Graz-Puntigam, 
it was found that the degree of recognition is prett y high. 
Accordingly, about three quarters (75.4 %) of the respondents 
explicitly know that there will be built a new hydropower 
station. These people were asked about the degree to which 
they feel aff ected by the new hydropower plant. A relative-
ly high number of respondents (63.3 %) reported not to be 
aff ected by the new hydropower project. At the same time, 
8.7 % of the sample population indicated to feel negatively 

15  As an aside, the main part of the respondents (86.9 %) is already 
in knowledge about the plan to expand hydropower utilisation 
along the Mur. By contrast, 13.1 % of the respondents have never 
heard about the fact that new hydropower plants are to be con-
structed.

48.2%

1.0%

52.3%

43.2%

3.5% 3.0%

15.1%

33.7%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

Very pos i tive Rather pos i tive Rather negative Very negative
n=199

Atti tude towards  hydropower use in Austria

Atti tude towards  hydropower expans ion a long the Mur

Source: Author’s calulation. 

Fig. 2. Attitude towards hydropower and its expansion along the Mur
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aff ected. The share of people feeling positively aff ected by 
the hydropower project is 28.0 %. Moreover, 39.7 % of the re-
spondents think that the planned hydropower station would 
improve the possibilities for recreation, while 14.6 % hold the 
opinion that the construction of the hydropower plant would 
deteriorate recreational activities. A rather large part of the 
sampled population (45.7 %) was unable to assess the impact 
of the new hydropower station on leisure opportunities.

5.  The econometric model
In order to quantify the multiple impacts associated with the 
new hydropower station, an econometric model has been es-
timated. Generally, choice models are based on traditional 
microeconomic considerations. More precisely, it is assumed 
that individuals act as if they are maximizing utility, mean-
ing that they compare the alternatives in the choice set and 
choose the one which gives them the highest level of utility 
(Hensher et al., 2005:80). Hence, alternative i is chosen over 
alternative j only if:
  
 (1)

The problem is, however, “that utility is a latent construct that 
exists (if at all) in the mind of the consumer, but cannot be 
observed directly by the researcher” (Bennett and Blamey, 
2001:15). Instead, it is possible to explain a signifi cant propor-
tion of the unobservable consumer utility, but some part of 
the utility will always remain unobserved (Random Utility 
Theory). That is:
  
 (2)

In order to estimate Vin, we have to make assumptions 
about the distribution of the random component of utility 
εin. Usually, the random part of utility is assumed to be in-
dependently and identically distributed (IID) (Hensher et 
al., 2005:84; Louviere et al., 2000:45). IID means that the 
unobserved components of utility have no cross-correlated 
terms and exactly the same distributions (Hensher et al., 
2005:77).16 Generally, the IID assumption is associated with 
the popular multinomial logit (MNL) model. However, IID 
and in further consequence IIA may often be violated, es-
pecially due to repeated choices causing correlation across 
observations (Hensher et al., 2005). In this case the stand-
ard MNL model represents an improper approach and more 
complex choice models are required. Another disadvantage 
of the MNL model is the inability to capture preference het-
erogeneity not embodied in the individual characteristics of 
the respondent (Greene and Hensher, 2005:2; Hensher and 

16  Another assumption that is closely related to IID is the inde-
pendence from irrelevant alternatives (IIA) property. “This states 
that the ratio of the probabilities of choosing one alternative over 
another (given that both alternatives have a non-zero probability 
of choice) is unaff ected by the presence or absence of any ad-
ditional alternatives in the choice set” (Louviere et al., 2000:44). 
The IIA property, in turn, implies that the unobserved parts of 
the utility function (the εjs) are independently and identically 
distributed (Louviere et al., 2000:45).

Greene, 2002:5).17 In the presence of unobserved preference 
heterogeneity, therefore, more complex choice models are re-
quired. Such a model would be the Mixed Logit (MXL) mod-
el. In the MXL model unobserved preference heterogeneity 
is captured by estimating random parameters which have a 
mean βk and a standard deviation σk (Hensher et al., 2005:76; 
Beville and Kerr, 2009:7). Hence, the estimated parameters 
are not fi xed for each individual as in the MNL model but 
fl uctuate around a mean. In order to get a bett er understand-
ing of the sources of preference heterogeneity within a sam-
pled population the MXL model can be extended to allow 
for variance heterogeneity (Greene et al., 2005:2). Such mod-
els are called error component (EC) models (Hensher and 
Greene, 2002:5; Train, 2003:143).
The model parameters are estimated by maximum likeli-
hood. The maximum likelihood estimation is an iterative 
search procedure, searching for a single value of the param-
eter vector βk that will maximize the likelihood function L 
(Hensher et al., 2005:318).
The econometric model estimated within the scope of this pa-
per has the following indirect utility form (equation 3) where 
β0 represents the intercept term of the equation and Xink the 
vector of k=1,…,K att ributes that pertain to the choice options. 
In addition, indirect utility may depend on socio-economic 
characteristics (Zinp), as well as possible combinations be-
tween choice option att ributes and individual characteristics 
(XinkZinp).
  
 (3)

A detailed description of the att ributes and their correspond-
ing coding, socio-economic characteristics and interaction 
terms that were included in the fi nal model is given in Table 
3. For the att ributes households and cost a cardinal-linear 
coding was used, while nature and recreation were coded as 
dummy variables with “small impact” and “restricted recrea-
tional opportunities” as the baseline categories.
The results of the fi nal model are given in Table 4. Due to 
violation of IID and the inability of the standard MNL model 
to capture unobserved preference heterogeneity, an error 
component (EC) model has been estimated treating all non-
monetary att ributes as random parameters. The estimates are 
based on 1,194 observations, that is, each of the 199 respond-
ents answering six choice tasks.
As can be seen from Table 4, the model is highly signifi cant as 
shown by the Chi² statistic calculated for the entire set of vari-
ables. The coeffi  cients of the four choice att ributes, the inter-
action terms and the remaining variables have the expected 
signs and are all statistically signifi cant at least at the 10 % 
level. The alternative specifi c constant (ASC) is highly signifi -
cant and positive indicating that the respondents have some 
inherent propensity to choose for one of the power plant al-
ternatives over the opt-out (none of the two alternatives) for 
reasons that are not captured in the estimated model.
The household att ribute aff ects indirect utility positively 
meaning that respondents prefer alternatives where more 

17  In the classical MNL model each parameter in the indirect utility 
specifi cation Vin is assumed to be a fi xed estimate, i.e. equal for 
each individual (Hensher et al., 2005).
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households can be supplied with green electricity from the 
new hydropower station. The impact of the new hydro-
power plant on recreational opportunities is positive as well. 
This means that people are more likely to choose an alter-
native when the possibilities for recreation are extended as 
compared to an alternative with restricted leisure activities. 
Furthermore, people holding the opinion that the planned 
hydropower station would improve leisure opportunities 
pay increasing att ention to the recreation att ribute. This re-
lationship is captured by the positive sign of the coeffi  cient 
att ached to the interaction term between the att ribute recrea-
tion and the dummy variable “impact recreation”.
In contrast to these positive outcomes, environmental impacts 
appeared to have a negative eff ect on choice, providing con-
fi rmation of the trade-off  between positive consequences and 
negative environmental side eff ects. More precisely, alterna-
tives with a strong environmental impact are less preferred 
as compared to power plant alternatives exhibiting only a 

small impact. This relationship is captured by the negative 
sign of the coeffi  cient on the att ribute nature. In addition, the 
eff ect of the strong nature impact is enhanced if the respond-
ent (or someone else in his or her household) is a donator to 
environmental organisations; regular donations refl ect affi  ni-
ty with environmental issues. Another important result of the 
model refers to the impact of children on people’s perception 
of a strong environmental impact. Particularly, the strong en-
vironmental impact shows a greater impact on choice or util-
ity when children are living in respondent’s household. This 
result implies the presence of bequest values. Consequently, 
respondents with children are more inclined to preserve a 
natural river landscape for the sake of future generations 
(Koundouri et al., 2009:1949).
The negative sign of the cost att ribute refl ects standard eco-
nomic theory and indicates that green electricity must be 
provided at a low cost in order to accept the construction of 
the new hydropower plant. In simple terms, people prefer 

Table 3. Description of the variables used in the econometric model

Source: Author’s calculation.
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cheaper alternatives. However, price sensitivity will dimin-
ish if the electricity bill is not paid by the respondent but in-
stead by another household member.
Regarding socio-demographic characteristics, the model 
outcomes reveal that elder people are less likely to vote for 
the construction of the new hydropower plant. Instead, they 
rather tend to choose the opt-out alternative. No other socio-
demographics were found to exhibit a statistically signifi -
cant impact on choice. However, two additional att itudinal 
variables appeared to represent signifi cant determinants of 
people’s choice. First, respondents who ranked hydropower 
fi rst when asked for the two most preferred renewable en-
ergy sources for the purpose of future electricity generation 
are more likely to choose one of the hydropower scenarios 
over the opt-out. Finally, the level of information has a signif-
icant eff ect on choice as derived from the positive coeffi  cient 
on “bad information”. Specifi cally, people feeling badly in-
formed about hydropower in general are less likely to accept 
the new hydropower plant.

6.  Willingness to pay
The estimated parameters presented above can be used to cal-
culate the rate at which respondents are willing to trade-off  
one att ribute for another. This relationship is usually referred 
to as “marginal rate of substitution” (MRS). If one of the at-
tributes is measured in monetary units (e.g. electricity price 
increase) the MRS will correspond to the marginal willing-
ness to pay (MWTP) of the consumer (Bennett and Blamey, 
2001:63). This is given by equation 4. Due to the presence of 
unobserved preference heterogeneity, measures of MWTP 
have been simulated for each respondent n=1,…,N and each 
att ribute k=1,…,K using the conditional and constrained pa-
rameter estimates for βkn (Hensher et al., 2005:691f). Then 
the means, standard deviations and confi dence intervals 
were taken from these simulations.
  
 (4)

The outcomes are shown in Table 5. The estimated meas-

Table 4. Results of the estimated error component (EC) model

Source: Author’s calculation.
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ures of MWTP are based on a “ceteris paribus” assumption, 
that is, MWTP is calculated for a change in the att ribute of 
concern, given that all other parameters are held constant 
(Bennett and Blamey, 2001:63). First, people generally ex-
hibit a positive MWTP for the construction of the new hy-
dropower station independent from the att ribute levels. This 
general MWTP, which represents the positive ASC, is € 16.9 
per household and month. Additionally, respondents are 
willing to pay around € 0.3 on top of their monthly electricity 
bill for the supply of 1,000 additional households with green 
electricity from the hydropower plant.
The implicit price for the nature att ribute is negative since 
stated choices are negatively aff ected by the adverse environ-
mental eff ects associated with the new hydropower plant. 
Negative values of MWTP imply a reduction of respondents’ 
utility. According to that, the disutility associated with a 
strong environmental impact is estimated at € 9.4 per house-
hold and month. Conversely, the negative implicit price can 
be interpreted as a demand for compensation required for 
the loss of nature and landscape when the new hydropower 
station is built.
Another important factor for respondents is the creation of 
leisure activities. Since the survey participants are living near 
the Mur, recreational activities along the river are suspected 
to play an important role. Hence, an improvement of the pos-
sibilities for recreation is valued positively. More specifi cally, 
respondents are willing to pay € 3.1 on top of their monthly 
electricity bill if the hydropower station opens up new op-
portunities for leisure activities (such as a cycle paths or ca-
noeing).

7.  Welfare analysis
Implicit prices (MWTP) for the individual att ributes are 
in fact useful for policy makers. However, these values do 
not represent valid welfare measures. This is why overall 
economic welfare (EWF) was estimated for diff erent policy 
scenarios. Similar to the calculation of implicit prices, the 
welfare measures were simulated for each respondent based 
on the statistically best fi t model presented above. With this 
approach, unobserved preference heterogeneity is accounted 

for. Then means, standard deviations and the corresponding 
confi dence intervals were drawn from the simulations.
The outcomes for four diff erent policy scenarios are presented 
in Table 6.18 The fi rst scenario corresponds to the worst case, 
meaning that a small hydropower plant is built with a strong 
impact on landscape and natural environment and no addi-
tional possibilities for recreation. This att ribute level combi-
nation is associated with a very low level of EWF amounting 
to merely € 0.2 per household and month. Additionally, we 
cannot conclude that EWF att ached to the worst case scenario 
is signifi cantly positive since the 95 % confi dence interval 
includes the value zero. Improving all att ributes leads to a 
substantial increase of welfare to € 20.0 per household and 
month. This value is associated with 20,000 households able 
to be provided with electricity from the hydropower plant, a 
small environmental impact and the presence of new recrea-
tional activities. Starting from this scenario, a deterioration 
of environmental conditions, that is, a change from small to 
strong impact is associated with a signifi cant decrease in total 
EWF. In particular, EWF goes substantially down from € 20.0 
in scenario (2) to € 8.0 in scenario (3). The eff ect of addition-
ally available recreational activities can be shown by the com-
parison of scenarios (2) and (4). The creation of additional 
leisure opportunities is associated with an increase of EWF 
from € 15.8 to € 20.0.
The welfare measures presented above describe the mean 
of the respondents included in the sample of the study. 
However, the mean of the sample may not be policy relevant, 
but rather the mean of the relevant population. For that rea-
son, the estimated measures of economic welfare have been 
aggregated from the sample to the population. Usually, this 
can be done by simply multiplying the estimated economic 
welfare by the number of people or households in the popu-
lation (Pearce et al., 2002:89f). This is a valid approach as 
long as a representative sample was drawn from the en-
tire population (Bateman et al., 2006:3). Accordingly, the 
monthly measures of EWF have been converted into yearly 
values and aggregated with the number of households in the 
area of investigation, arriving at a reliable estimate of overall 

18  The hydropower station Graz-Puntigam is expected to provide 
20,000 households with green electricity. Therefore, this value 
was used in the subsequent welfare analysis although it is out-
side the predetermined range of the att ribute levels.

Table 5. Estimates of marginal WTP

Source: Author’s calculation.
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economic welfare.19 The outcomes are shown in the last col-
umn of Table 6.
First, the worst case scenario is associated with a very low 
value of total EWF amounting to solely € 0.3 million. Going to 
the best case (scenario 2) welfare rises substantially to € 36.0 
million. A strong environmental impact is associated with a 
welfare loss of € 21.5 million, as can be seen from the com-
parison of scenarios (2) and (4). In contrast, the creation of 
new possibilities for leisure activities is totally worth € 13.8 
million.

8.  Conclusion
Hydropower plays a substantial role in the Austrian energy 
sector and it is planned to open up the remaining potentials, 
i.e. building new hydropower stations along Austrian riv-
ers. One of these projects is the hydropower station in Graz-
Puntigam, known as “Murkraftwerk Graz”. Although the 
hydropower plant is expected to improve the security of sup-
ply, reduce CO2 emissions and improve recreational possi-
bilities, the project is associated with negative environmental 
impacts. This trade-off  between economic and climate-relat-
ed advantages and the negative environmental side eff ects 
was identifi ed and quantifi ed by means of an econometric 
model. While people exhibit a positive WTP for the provision 
of households with green electricity and the improvement of 
recreational possibilities, they wish to be compensated for the 
loss of nature and landscape the new hydropower plant is as-
sociated with. More precisely, strong environmental impacts 
lead to a signifi cant welfare loss indicating that it is extremely 
important to hold the environmental impact as small as pos-
sible when new hydropower stations are built.

19  Due to a lack of data, the number of households used to aggre-
gate EWF was calculated manually. The average household size 
in Graz and surroundings is 2.26 persons. This value is a weight-
ed average of the household sizes in the districts of “Graz” and 
“Graz-Umgebung”. Then the number of inhabitants living in 
the city area of Graz and the directly surrounding communities 
was divided by the average household size yielding a number of 
149,903 households.

All together, this paper provides an important insight into 
public att itude towards a concrete hydropower project in 
Austria. By means of an econometric model it was possible 
to quantify the positive and negative externalities the hydro-
power project is associated with. These external eff ects need 
to be taken into account when investment decisions are to be 
made. Hence, this work makes an important contribution to 
broaden the strategic basis of decision making for the con-
struction of new hydropower plants.
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